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Die Konjunktur brummt. Auch für dieses Jahr erwartet die Bun-
desregierung ein kräftiges Wirtschaftswachstum von bis zu 2,4
Prozent - nach fast schon atemberaubenden 3,6 Prozent im
vergangenen Jahr. Und ein Ende des Aufschwungs ist vorerst
nicht in Sicht. Das ist die gute Nachricht.
Die schlechte Nachricht: Mitten im Aufschwung scheint der Ab-
schwung schon programmiert! Seit Jahren hat die Senioren-
Union auf ein solches Phänomen hingewiesen. Weil die deut-
sche Bevölkerung rapide altert und schrumpft, erwarten Exper-
ten in den kommenden Jahren einen Rückgang an Facharbeits-
kräften um 6,5 Millionen auf rund 38 Millionen. Dies wird nach
Prognosen der Bundesagentur für Arbeit neben einemRückgang
an Investitionen dazu führen, dass eine steigende Nachfrage
neuer und technisch ausgereifter Güter nicht bedient werden
kann, eben weil die schöpferischen Köpfe der Facharbeiter feh-
len, die für die Produktion nun einmal unabdingbar sind. Dann
steht dem Wirtschaftsaufschwung nicht fehlende Nachfrage,
sondern mangelnde Produktionsfähigkeit im Wege! Für eine
Industrienation wie Deutschland eine fatale Entwicklung. Und
weniger Arbeitskräfte bedeuten schließlich auch weniger Ein-
kommen und weniger Kaufkraft – mit allen Folgen für das
Wachstum! Computer kaufen keine Computer! Die Frage ist in
der Tat: Wer erwirtschaftet unseren Wohlstand von morgen?
Schon heute klagen Unternehmen über Fachkräftemangel. Al-
lein imMaschinen- und Fahrzeugbau fehlen 22.000 Ingenieure.
Die wirklich tiefgreifenden Veränderungen auf dem Arbeits-
markt stehen uns erst noch bevor. Verkehrte Welt: War bisher
die Arbeitslosigkeit unsere größte Sorge, müssen wir heute
befürchten, in naher Zukunft nicht mehr genügend qualifizier-
te Arbeitskräfte zu haben.Mit einerMehrheit vonHilfsarbeitern
und Hartz IV-Empfängern lässt sich jedenfalls kein den Wohl-
stand sicherndes „Bruttoinlandsprodukt“ erwirtschaften. Poli-
tik, Wirtschaft und Staat müssen sich dieser in ihrer Dimension
noch gar nicht richtig erkannten Herausforderung stellen.
Klar ist: Wir können noch so viel in unser Bildungssystem in-
vestieren – es wird schon zeitlich nicht reichen, um von heute
auf morgen den Fachkräftenachwuchs heranzubilden, den wir
in den nächsten Jahren brauchen, vom dramatischen Gebur-
tenrückgang einmal ganz zu schweigen. Nun gibt es einige
Schlaumeier und Neunmalkluge, die glauben, sie hätten bereits
das Patentrezept gegen die Krise von morgen in der Schreib-
tisch-Schublade: Mehr „Zuwanderung“ oder eine „neue Will-
kommenskultur“ sind ihre vorlauten Patentrezepte. DieseWort-
schöpfung erinnert fatal an Politik nach Kolonialherrenart.
WennDritt- und Schwellenländer eines ihrer wichtigsten Stand-
beine, die nachwachsende Intelligenz, verlieren, so werden sie
behandelt wie frühere Kolonialländer, denen schamlos Rohstof-
fe und andere Güter genommen wurden. Wir sind selber ein
reiches Land – reich anBildung undAusbildung, vor allem reich
an Erfahrung! Deshalb: Bevor wir neue Fachkräfte aus demAus-
land anwerben, sollten wir zunächst einmal das Reservoir an
qualifizierten Kräften ausschöpfen, das bei uns in Deutschland

in Formvonhunderttausenden Langzeitarbeitslosen brachliegt,
ganz unabhängig von dem Problem, dass immer mehr qualifi-
zierte Fachkräfte Deutschland verlassen, weil sie im Ausland
bessere Berufsperspektiven geboten bekommen.Undwir sollten
die im Erwerbsleben halten, die auch noch mit 65 oder 67 Jah-
ren arbeiten können und wollen. Die Generation „60 plus“ ist
ein deutscher Edelstein, der vielleicht an manchen Kanten et-
was nachgeschliffen werden muss, um den uns aber viele im
Ausland beneiden.
Rückblick: Krisen-Management bestand seit den 80er-Jahren
vor allem darin, ältere Mitarbeiter durch Abfindungen und
staatliche Zuschüsse in Milliardenhöhe in den vorzeitigen Ru-
hestand zu schicken. Das Gesetz lief Ende 2009 aus und auf dem
Höhepunkt der Krise geschah etwas, womit nur wenige gerech-
net hatten: Mit Hilfe der neuen Kurzarbeiter-Regelung konnten
viele Firmen ihr Stammpersonal halten, darunter insbesondere
ältere Facharbeiter, in der Hoffnung auf bessere Zeiten. Eine
Investition, die sich jetztmit demWiederanziehen der Konjunk-
tur gerechnet hat!
Deshalb gilt heute erst recht: Wir brauchen keine „neue Will-
kommenskultur“. Wir brauchen eine neue Unternehmens-Kul-
tur, eine neue altersgerechte Personalpolitik! Und langsam
spricht es sich ja auch in der Wirtschaft herum, vor allem bei
den Personalchefs: Wir müssen Abschied nehmen vom Jugend-
wahn! Mit 45 zu alt für den Wechsel? Mit 55 in den Ruhestand?
Diesen „Luxus“ können wir uns nicht länger leisten. Nicht von
ungefähr haben die ersten Personalvermittler damit begonnen,
sich auf Fach- und Führungskräfte zu spezialisieren, die sich
noch zu jung zum Rosenzüchten fühlen. Was folgt daraus? Die
Arbeitgeber müssen genauso umdenken wie die Arbeitnehmer.
Wir brauchen neue Teilzeit-Modelle, die Rücksicht nehmen auf
die mitunter nur noch eingeschränkte physische Belastbarkeit
älterer Angestellter. Wir brauchen ganz konkrete Investitionen
in den Arbeitsplatz, wie beispielsweise spezielle Stühle für Rü-
ckenleidende, Hebehilfen f
management in größerenUnternehmen, vor allem auch „geziel-
te Nachschulungsprogramme“ für diejenigen Fachkräfte, die
wegen der Lage auf dem Arbeitsmarkt jahrelang eine Zwangs-
pause einlegenmussten. Umgekehrtmüssen natürlich auch die
Älteren flexibel sein, sich denneuen Strukturen anpassen. Kann
man der Generation „Ü 60“ mit ihrem Fundus an Erfahrung ein
größeres Kompliment machen als jener Personalchef eines mit-
telständischen Unternehmens, der mir kürzlich verriet: „Die
Jüngeren laufen schneller, aber die Älteren kennen die Abkür-
zungen.“

Prof. Dr. Otto Wulff
Bundesvorsitzender der Senioren-Union der CDU Deutschlands

„Wir brauchen eine neue Unternehmens-Kultur!“
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Kinderstimmen:
Klares Signal

Die am 16. Februar vom
Bundeskabinett beschlosse-
ne generelle Zulassung von
Kindertagesstätten und
Spielplätzen in Wohngebie-
ten (10. Gesetz zur Ände-
rung des Bundesimmissi-
onsschutzgesetzes) hat der
Bundesvorsitzende der Se-
nioren-Union in der CDU
Deutschlands, Prof. Dr.

Otto Wulff (78), als ein "klares Signal für
eine kinderfreundliche Gesellschaft" be-
grüßt. Damit werde für viele junge Famili-
en der Weg zur nächsten Kita kürzer, die
Entscheidung vor allem berufstätiger Paa-
re für ein Kind leichter. Angesichts der
gewaltigen demografischen Herausforde-
rungen setzt diese Gesetzesänderung, die
junge Familien zu Kindern ermuntert,
auch ein Zeichen dafür, dass Kinder zum
Sinn des Lebens gehören, ein großer
Reichtum sind und Freude bereiten.
Wulff: „Als Bundesvorsitzender der Senio-
ren-Union und Großvater von zwei Enkel-
töchtern freue ich mich darüber, dass
nunmehr auch in Wohngebieten fröhliche
Kinderstimmen zum ganz normalen Alltag
gehören und nicht mehr durch juristische
Vorbehalte verhindert werden und verbo-
ten werden können. Kinder gehören wie
die Älteren in die Mitte der Gesellschaft.
Kindergärten, Kitas und Spielplätze gehö-
ren nicht in städtebauliche Randbereiche
ebenso wenig wie Alten- und Pflegeheime
oder Senioren-Residenzen. Dazu macht
Minister Röttgen einen klugen und zu-
kunftsorientierten Schritt.“
Bundesumweltminister Dr. Norbert
Röttgen selbst schrieb zur Einbringung
des Gesetzentwurfs: „Wir wollen hiermit
gemeinsam ein klares gesetzgeberisches
Signal für eine kinderfreundliche Gesell-
schaft setzen. Kinder sind unsere Zu-
kunft, die Unterstützung von Familien
Ausdruck unserer gemeinsamen Werte.
Kindergeräusche sind Bestandteil einer
lebendigen Gesellschaft, sie gehören zu
unserem Leben dazu, wir sollten sie in
unserer Mitte akzeptieren.“
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Die Landtagspräsidentin
a.D. Dagmar Schipanski
mit Wolfgang von Stetten
bei der Senioren-Union

Gut gelaunt am SU-Stand:
Kristina Schröder beim
namhaften Wort&Bild-Verlag

Die Landesschatzmeisterin der CDU-
NRW, Christa Thoben, Mitglied der
Ruhrgebiet Senioren-Union, hier
mit SU-Geschäftspartner Udo Krö-
ger von Merck Finck Privatbankiers

Die Bundessenioren-
ministerin Kristina
Schröder bei ihrem

Senioren-Union
Standbesuch mit

BMW-Manager
Maximilian von

Wiedersperg

Die Bu desse iorenDie Bundessenioren-

Der Alt-Bundeskanzler begrüßte auf Vermittlung der ein-

fühlsamen Maike Kohl-Richter seinen verdienten "Alt-

meister" Peter Radunski auf dem Parteitagsabend. Das

Senioren-Union-Mitglied Peter Radunski hat als Haupt-

abteilungsleiter und Bundesgeschäftsführer langjährig

für und mit Helmut Kohl erfolgreich Wahlen gewonnen



souverän 01|2011 7

Der neue CDU-NRW Generalsekretär
Oliver Wittke (r.) mit dem Hauptge-
schäftsführer des Deutschen Haus-
ärzteverbandes Eberhard Mehl (l.)

Zwei, die sich verstehen:
Der Senioren-Union Schatzmeister

Heinz Soth (l.) und Senioren-Union
Mitglied Elmar Brok MdEP (r.)

Senioren-Union Mitglied
Bundesminister a.D. Prof. Dr. Heinz
Riesenhuber MdB (l.) war interes-
sierter Standbesucher bei der SU

Senioren-Union auf
dem 23. CDU-Bundesparteitag:

POLITIK UND GESELLSCHAFT

Der Mann, der als
Generalsekretär 2007
erstmals dem demo-
graphischen Wandel
ein eigenes Kapitel im
CDU-Grundsatzpro-
gramm verliehen hat:
Kanzleramtsminister
Ronald Pofalla (l.) mit
SU-Stand-Gastgeber
Senioren-Union-Vize
Leonhard Kuckart in
würdiger Vertretung
für Otto Wulff

Der Bundestags-
präsident Dr.

Norbert Lammert
wurde als gern

gesehener Besucher
von Leonhard Kuckart

am Senioren-Union-
Stand begrüßtt

Froh gestimmt:

Norbert Lammert

mit seinem Foto-

geschenk "Senioren-

Ratgeber" bei Wort&Bild
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Der positionsklare Patrick Sensburg MdB aus
der CDU-Hochburg Hochsauerlandkreis mit
der engagierten CDL-Chefin Mechthild Löhr

Erika Steinbach MdB – Mitglied
der Senioren-Union – mit OMV

Bundesgeschäftsführer Klaus Schuck
beim Wort&Bild Verlag am SU-Stand

Zufriedenheit am SU-Stand bei allen: Hier der
Wort&Bild-Verlag mit Hartmut Becker (2.v.l.),

Werner Hilbig (l.), Baron Stetten (2.v.r.)
und Leonhard Kuckart (r.)

Die stärkste Wählergruppe der Uni-

on präsentierte sich nach den Bun-

desparteitagen in Dresden, Hanno-

ver und Stuttgart auch in den

Karlsruher Messehallen mit ihrem

200 Quadratmeter großen Stand,

der mehr denn je die Funktion ei-

nes Kommunikationszentrums zwi-

schen Delegierten und Gästen aus

Wirtschaft, Medien und Verbänden

erfüllte. Fast die gesamte CDU-

Spitze steuerte den Stand an. Dank

namhafter Sponsoren gelang so in

Zusammenarbeit mit der CDU-

Organisation wiederum eine attrak-

tive Präsentation und sicherlich

auch ein Imagegewinn für die

Senioren-Union. w

Spitze steuerte den Stand an. Dank

namhafter Sponsoren gelang so in

Zusammenarbeit mit der CDU-
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Zusammenarbeit mit der CDU

Organisation wiederum eine attrak-

tive Präsentation und sicherlich

auch ein Imagegewinn für die

Senioren-Union. won. ww

Der neue CDU-Bundesschatzmeister und
Staatsminister a.D. Dr. Helmut Linssen,
Sympathieträger des Karlsruher Partei-
tages, mit Steffie Klönne von der Schmidt-
gruppe im münsterländischen Coesfeld

Der Hausärzteverban
d mit dem

Behindertenbeauftra
gten der

Bundesregierung, CD
U-Bundesvor-

standsmitglied Hubert Hüppe

SU-Medienberater Wolfg
ang

Braun (l.) mit Souverän

Chefredakteur Andreas

Oberholz (m.) und Wern
er Hilbig

(r.) von Wort&Bild

Gute Laune bei Baron Stetten (l.)

mit Baron Boeselager (m.) und

Udo Kröger von den namhaften

Merck Finck Privatbanki
ers

Der Vorsitzende der JU-NRW
Sven Volmering testet bei der

Senioren-Union einen 5-er BMW

Der Vorsitzende der Konrad-
Adenauer-Stiftung Hans-Gert

Pöttering MdEP, Mitglied der Seni-
oren-Union, mit Silja Gülicher von
Nintendo bei der Senioren-Union
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W
enneinKindzurWelt kommt, legen
vorausschauendeElternoderGroß-
eltern gerne einen Sparplan an, in

den sie dann regelmäßig einzahlen, damit
das Kind als junger Erwachsener ein Start-
kapital hat: für den Führerschein, das erste
eigene Auto oder den Beginn eines Studi-
ums. Eine solche finanzielle Vorsorge ist
schlau und sinnvoll. Die beste Investition,
die eine Generation der nachkommenden
mit auf denWeg geben kann, ist jedoch die
Investition in Bildung. Das gilt für Familien
wie für die Gesellschaft gleichermaßen. Ei-
ne fundierte Bildung ist das beste Startka-
pital in die Zukunft.
Aber genügt das Wissen von heute für die
Welt vonmorgen?WelcheBildungbrauchen
junge Menschen, um den Herausforderun-
gendes21. Jahrhunderts begegnenzukön-
nen? Bildung ist immer beides zugleich:
Reaktion auf die gesellschaftlichen Bedin-
gungen und Impuls für die gesellschaftli-
che Entwicklung. Deshalb gehören Schule
und Gesellschaft zusammen.
Unsere heutige Gesellschaft wird häufig als
Wissensgesellschaft bezeichnet. Daran ist
sicherlich richtig, dass sich imvergangenen
Jahrhundert vor allem Naturwissenschaf-
ten und Technik in rasender Geschwindig-
keit entwickelt haben. Unser Leben wird
immerkomplexer.Wirwerden jedenTagmit
einer Fülle von Informationenkonfrontiert,
die in früheren Zeiten unvorstellbar war
und die zu überblicken immer mühsamer
wird. Aber genau das macht aus Informati-
onenWissen: durchdringen, begreifen, ein-
ordnen, Zusammenhänge herstellen. Und

genau das ist der Prozess, den wir Bildung
nennen, der wir als Landesregierung aller-
höchste Priorität einräumen.
Charakteristisch für unsere Zeit ist sicher
auchdieGlobalisierung.Besonders spürbar
ist diesgerade imBereichder Informations-
und Kommunikationstechnologie, die in
den vergangenen Jahren riesige Fortschrit-
te gemachthat undheutedieÜbermittlung
von Daten und Nachrichten weltweit in Se-
kundenschnelle ermöglicht. Globalisierung
ist deswegen längst kein Phänomen mehr,
das nur Regierungen oder Unternehmen
beschäftigt, wie noch vor einigen Jahren.
Sie ist inzwischen bei jedem Einzelnen an-
gekommen. Dies bietet große Chancen, hat
aber auch zur Folge, dass praktisch jeder im
globalen Wettbewerb um Arbeitsplätze und
Ideen steht.

Weg vom sozialen Hintergrund

Ebenso prägend für die Entwicklung unse-
rer Gesellschaft ist der demographische
Wandel. Die Menschen in Deutschland wer-
den immer älter. Das ist erfreulich, aller-
dings wird die demographische Entwick-
lungdadurch zueiner großenHerausforde-
rung, dass immer weniger Kinder geboren
werden. Auch treibt uns um, dass immer
weniger gut ausgebildete junge Menschen
sich für einKindundnochweniger fürmeh-
rere Kinder entscheiden.
Kinder aus so genannten bildungsfernen
Elternhäusern haben in der eigenen Familie
oftmals kein Vorbild dafür, wie wichtig eine
Ausbildung fürdasBerufsleben ist,welchen

Reichtum Bildung überhaupt für das Leben
bedeutet und wie man sich diesen Schatz
aneignet. Deren Eltern tun sich teilweise
schwer damit, die Kinder auf dem Weg in
eine bessere Zukunftmittels Bildung zuun-
terstützen und zu begleiten. Aber auch die-
se Kinder sind es, die unser aller Zukunft
sichern helfen müssen. Und dabei müssen
wir ihnen helfen. Chancen nutzen muss je-
der selbst, diese Chancen zu bieten aber ist
AufgabederGesellschaftundderPolitik.Der
sozialeHintergrunddarfnicht länger, sowie
es heute in Deutschland leider häufig noch
derFall ist,überdieAufstiegsmöglichkeiten
eines Kindes entscheiden. Wir können und
wollen uns das in der Wissensgesellschaft
schlicht nicht mehr leisten. Der Aufstieg
durch Bildungmuss für jedenmöglich sein.
Was heißt das für die Bildung im 21. Jahr-
hundert? Wir müssen die immer weniger
werdenden Kinder, die wir haben, noch
besser ausbilden. Wir müssen früher damit
anfangen und einen besonderen Schwer-
punkt auf die frühkindliche Bildung legen.
Und wir müssen unsere Kinder zu lebens-
langem Lernen befähigen. Und dies muss
für alle Kinder gelten, ganz gleich aus wel-
chem gesellschaftlichen und sozialen Hin-
tergrund sie kommen.

Frühkindliche Bildung fördern

Bildungheißt sprachfähigwerden, unddas
bedeutet an erster Stelle die Beherrschung
der Landessprache. EinKind, dasnicht aus-
reichend Deutsch beherrscht, kann in der
Schule keinen Erfolg haben. Und es sind
keineswegs nur Kinder mit Migrationshin-
tergrund, die sich mit der deutschen Spra-
che schwertun, weil sie nicht ihre Mutter-
sprache ist. Es sind auch viele deutsche
Kinder, die inder sprachlichenEntwicklung
unter Störungen oder Verzögerungen lei-
den – weil sie nicht vorgelesen bekommen
oder zu viel Zeit vor demFernseher verbrin-
gen. Wir setzen daher in Baden-Württem-
berg seit Jahren auf Sprachförderung im
Kindergarten. Hier werden die Bildungs-
grundlagen gelegt. Deshalb haben viele
Länder inzwischen Pläne darüber erstellt,
wieKinder schon imKindergartengefördert
werden können. Kinder wollen lernen, und
der Kindergarten sollte heute keine reine
Betreuungseinrichtungmehr sein, sondern
ein Bildungsort. Denn Kinder lernen dort
spielend.
Idealerweise geschieht der Übergang in die
Grundschule dann fließend, so wie wir es

Bildung – Schlüssel
für die Zukunft

POLITIK UND GESELLSCHAFT
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in Baden-Württemberg an bald rund ein-
hundert Standorten in „Bildungshäusern“
für Drei- bis Zehnjährige erproben. Die bis-
herigen Erfahrungen sind sehr positiv, Kin-
dergartenkinder und Grundschulkinder
profitieren voneinander.
Auchdas spielerischeEintauchen inFremd-
sprachen oder die Heranführung an Natur-
wissenschaft und Technik schon in der
Grundschule bereitet in jungen Jahren den
Boden für spätere Bildungserfolge.

Individuelle Wege zum Bildungserfolg

Wichtig dabei ist, dass Bildungswege so
individuell und verschieden möglich sind,
wie es Kinder eben auch sind. Kein Kind ist
wie das andere. Jedes hat seine Talente,
und auf dem Bildungsweg darf kein Kind
verloren gehen. Denn das Wichtigste, was
wir in unserer Gesellschaft haben, sind un-
sere Kinder.
InBaden-Württemberg führenübereinhun-
dert Wege zur Hochschulreife. Das ist chan-
cenreiches Lernen für alle und beweist ein-
drucksvoll die Durchlässigkeit unseres Bil-
dungssystems. Kinder, die nach der Grund-
schule auf die Hauptschule oder Werk-
realschulewechseln,habenbeiunsüberden
Werkrealschulabschluss die Möglichkeit, an
einem beruflichen Gymnasium ihre Hoch-
schulreife zu erwerben. Wer nach demmitt-
leren Bildungsabschluss eine Ausbildung
gemacht und einige Jahre gearbeitet hat,
kann an der Berufsoberschule die Hoch-
schulreife nachholen. Rund die Hälfte der
Hochschulzugangsberechtigungen inunse-
rem Land wird inzwischen nicht mehr am
allgemein bildenden Gymnasium vergeben.
Und fürbesondersbegabteKinderhabenwir
ein eigenes Gymnasium für Hochbegabte
sowiean15Gymnasien imLandeigeneZüge
eingerichtet, in denen sie – ihren Begabun-
genentsprechend–besonders vielfältigund
optimal gefördert werden.
NeueWegegehendieLänderderzeit imUm-
gang mit Schülerinnen und Schülern mit
sonderpädagogischem Förderbedarf. Ba-
den-Württemberg hat ein sehr gut ausge-
bautes Netz sonderpädagogischer Förde-
rung, das künftig noch stärker als bisher in
den allgemeinen Schulen wirksam werden
soll. Das Stichwort heißt Inklusion. Darun-
ter verstehtman, dass Kindermit und ohne
sonderpädagogischen Förderbedarf ge-
meinsam lernen sollen. Aber auch hier gilt
es, bei jedem einzelnen Kind zu schauen,
an welchem Lernort es seine Begabungen

am besten entfalten kann und welche Un-
terstützung es braucht.Manche Elternwer-
den weiterhin die Sonderschule als den
besten Lernort für ihr Kind ansehen. Wo es
möglich ist und die Eltern es wünschen,
sollen Kinder mit sonderpädagogischem
Förderbedarf aber auch an allgemeinen
Schulen lernen können. Die Schulen erhal-
tendannentsprechendeUnterstützungvon
Fachleuten aus der Sonderpädagogik.
Die ältere Generation hat selbst miterlebt,
mit welch rasender Geschwindigkeit die
technische Entwicklung in den vergange-
nen Jahrzehnten vorangeschritten ist: Al-
lein die Unterhaltungs- und Telekommuni-
kationselektronik stellt uns beinahe jeden
Tag vor neue Herausforderungen, die nur
durch kontinuierliches Lernen zu meistern
und zu nutzen sind. Das gilt für das Berufs-
leben erst recht: Wer in seiner Jugend Dru-
cker gelernt hat, arbeitet heute mit hoch-
modernen, elektronisch gesteuerten
Druckmaschinen. Eine Säuglingsschwester
überwachtdie VitalfunktionenvonFrühge-
borenen amMonitor, einmodernes Büro ist
ohne Computer nichtmehr vorstellbar. Und
die Entwicklung geht weiter. Wer heute
jung ist und eine Ausbildung macht, muss
bereit sein zum lebenslangenWeiterlernen.
Die Grundlagen dazu werden in der Schule
gelegt: Das „Lernen lernen“, sich Metho-
denkompetenz zu erarbeiten ist ebenso
wichtig wie die Freude am Lernen. Alle An-
sätze und Akteure, die es in Baden-Würt-
temberg im Bereich Weiterbildung bereits

gibt und die sich bewährt haben, werden
wir in einem„Bündnis für lebenslanges Ler-
nen“ auf ein gemeinsames Fundament stel-
len.Unser aller Zielmuss es sein, dieBereit-
schaft und die Motivation zur Weiterbil-
dung noch zu steigern und möglichst viele
Bürgerinnen und Bürger für lebenslanges
Lernen zu begeistern. Denn wir brauchen
qualifizierte Fachkräfte – egal welchen Ge-
schlechts, egal welcher sozialen Herkunft
und vor allem: egal welchen Alters.
Bildung ist die Eintrittskarte in die Zu-
kunft, für jeden Einzelnen wie für eine Ge-
sellschaft. Nur mit entsprechend gut gebil-
deten,motiviertenMenschenkönnenwir in
unseremLanddenWohlstanderhalten, den
Generationen vor uns erarbeitet haben.

Der Autor: Stefan Mappus ist seit dem
20. November 2009 Landesvorsitzen-
der der CDU Baden-Württemberg und
seit dem10. Februar 2010Ministerprä-
sident von Baden-Württemberg.

www.stefan-mappus.de
www.cdu-bw.de

Stefan Mappus

Ba-Wü-Wahlkampf:
SU + JU Gemein-
schaftsaktion

Zur Landtagswahl am 27. März 2011
haben Junge Union und Senioren-
Union Baden-Württemberg eine Ge-
meinschaftsaktion geschmiedet.
Zusammen mit den regionalen CDU-
Kandidaten warben Prof. Dr. Wolf-
gang Freiherr von Stetten, stv. Bun-
desvorsitzender und Landesvorsit-
zender der Senioren-Union, und
Steffen Bilger MdB, Landesvorsit-
zender der Jungen Union, gemein-
sam an Informationsständen und
bei Diskussionsveranstaltungen für
eine Fortsetzung der christlich-libe-
ralen Koalition im Lande. Die junge
und die Ü60-Generation haben
durch ihre Stimmabgabe der CDU
immer überdurchschnittliche Ergeb-
nisse beschert. Aktuelle Umfragen
in Baden-Württemberg zeigen, dass
aus den beiden Wählergruppen
knapp 50 Prozent der Stimmen auf
die CDU entfallen könnten.
www.seniorenunion-bw.de
www.ju-bw.de

Steffen
Bilger MdB

Prof. Dr. Wolfgang
Freiherr von Stetten
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B
ereits wenige Monate nach der ver-

lorenen Landtagswahl hat die CDU

Nordrhein-Westfalen eindrucksvoll

bewiesen, dass sie die Kraft zu einem

Neuanfang besitzt. Gemeinsam haben wir

nun das Ziel, die CDU Nordrhein-Westfa-

len so rasch wie möglich wieder zu einer

selbstbewussten, diskussionsfreudigen

und regierungsfähigen Partei zumachen,

die durch klare Konzepte überzeugt. Wir

wollen die Zeit der rot-grünen Regierung

von Frau Kraft, die sich von der Linkspar-

tei abhängig gemacht hat, so schnell wie

möglich beenden. Bis dahin werden wir

eine starke Opposition sein, die die Arbeit

der Regierung kritisch begleitet, aber

gleichzeitig deutlich macht, welche in-

haltlichen Alternativen wir bieten.

Nach der Mitgliederentscheidung über

den Landesvorsitz, die für die CDU, unab-

hängig von dem Ergebnis, zweifellos ein

großer Erfolg war, ist es mir besonders

wichtig, die Mitglieder auch an der in-

haltlichen Arbeit, die nun vor uns liegt,

intensiv zu beteiligen und dabei auch die

Vereinigungen und Arbeitskreise einzu-

binden, um auf diese Weise ihre Kompe-

tenz, ihre Erfahrungen und ihr Engage-

ment für unsere politische Arbeit auf

Landesebene nutzbar zu machen.

Wenn es uns gemeinsam gelingt, dass die

CDU der spannendste Ort politischer Dis-

kussion ist und bleibt, dann habenwir eine

gute Grundlage dafür gelegt, dass wir auch

als Volkspartei interessant bleiben. Was

aber ist unser Leitmotiv? Wie können wir

verloren gegangenes Vertrauen der Bürge-

rinnen und Bürger zurückgewinnen und

mit politischen Antworten überzeugen?

Vor allem müssen wir uns bewusst ma-

chen, dass wir mit den politischen Wei-

chen, die wir heute stellen, darüber ent-

scheiden, ob unsere Kinder und Enkelkin-

der eine gute Zukunft haben. Verantwor-

tung für die Zukunft übernehmen – dar-

um geht es. Und das erfordert Mut und

Risikobereitschaft.

Als Partei stehen wir vor einem perma-

nenten kurzfristigen Bestätigungszwang.

Allein in diesem Jahr müssen wir sieben

Wahlen bestehen. Natürlich wollen wir

dabei möglichst viele Stimmen gewinnen.

In einer solchen Situation lassen sich

Parteien immer wieder leicht dazu verlei-

ten, notwendige Entscheidungen zu ver-

tagen oder kurzfristige Wahlgeschenke

zu verteilen. Für diesen Weg hat sich Frau

Kraft in Nordrhein-Westfalen entschie-

den. Politik der Zukunftsverantwortung

sieht anders aus. Ich bin fest davon über-

zeugt, dass wir letztlich nur dann erfolg-

reich sein werden, wenn wir heute den

Mut haben, über die Gestaltung der Zu-

kunft zu sprechen und zu entscheiden –

und uns dabei der Verantwortung be-

wusst sind, die wir damit für unsere Kin-

der und Enkelkinder übernehmen.

CDU Nordrhein-Westfalen:

Eine Partei
im Aufbruch

Ein Beitrag von Dr. Norbert Röttgen, Bundesumweltminister

und Landesvorsitzender der CDU Nordrhein-Westfalen

POLITIK UND GESELLSCHAFT
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Drei Schwerpunkte für die Arbeit in NRW

Ich möchte drei Schwerpunkte nennen,
die mir für unsere Arbeit in Nordrhein-
Westfalen besonders wichtig erscheinen:

Als erstes inhaltliches Thema haben wir
uns für die Schul- und Bildungspolitik
entschieden, weil es aus unserer Sicht das
wichtigste Zukunftsthema ist. Es geht
dabei um nicht weniger als um die Frage,
wie wir unsere Kinder vorbereiten, womit
wir sie ausstatten können, damit sie ihr
Leben gut meistern können. Wir haben
ein modernes schulpolitisches Konzept
erarbeitet, das sich klar zu einem geglie-
derten Schulsystem bekennt, weil wir der
festen Überzeugung sind, dass es die bes-
te Voraussetzung dafür bietet, jedes Kind
so individuell wie möglich zu fördern. Wir
leiten auch in der Schulpolitik unsere
Vorstellungen ab von unserem christli-
chen Bild des Menschen. Gerade weil je-
der Mensch einzigartig ist mit seinen
besonderen Fähigkeiten und Begabun-
gen, brauchen wir ein differenziertes
Schulsystem, das eine Antwort gibt auf
diese Verschiedenartigkeit – und eben
keine 08/15-Einheitsschule. Wilhelm
Röpke hat einmal gesagt: „Nicht der
Mensch hat der Wirtschaft zu dienen,
sondern die Wirtschaft hat dem Men-
schen zu dienen.“ Und wenn ich das
übertrage auf die Schulpolitik, dann
heißt das: Nicht der Schüler hat der Schu-
le zu dienen, sondern die Schule muss
sich an den Schülern orientieren.

Damit komme ich zu einem weiteren Zu-
kunftsthema, das gerade in diesen Wo-
chen in Nordrhein-Westfalen eine beson-
dere Rolle in der politischen Diskussion
spielt, nämlich der Haushaltspolitik. Seit
Frau Kraft die Regierungsverantwortung
übernommen hat, verteilt sie nicht vor-
handenes Geld mit vollen Händen. In ei-
nem einmaligen Vorgang der deutschen
Rechtsgeschichte hat das Verfassungsge-
richt den Vollzug des Nachtragshaushalts
2010 durch eine einstweilige Anordnung
ausgesetzt. Wir erwarten nun die Ent-
scheidung in der Hauptsache, die mögli-
cherweise bereits verkündet ist, wenn
diese Veröffentlichung erscheint. Wer
nach den Erfahrungen der Finanzmarkt-
und Wirtschaftskrise und den Konse-
quenzen – unter anderem in Griechen-
land – immer noch nichts gelernt hat und

eine Verschuldungspolitik ohne Ende und
Grenzen betreibt, wie die rot-grüne Lan-
desregierung in Nordrhein-Westfalen, der
versündigt sich an unseren Kindern und
Enkelkindern. Alles das, was Frau Kraft
heute an Wahlgeschenken verteilt, um
sich auf diese Weise Mehrheiten im Land-
tag zu sichern, müssen künftige Genera-
tionen mit Zins und Zinseszins zurück-
zahlen. Das ist das Gegenteil von verant-
wortlicher Politik und mit uns nicht zu
machen. Die rot-grüne Landesregierung,
insbesondere die Grünen, brüsten sich
damit, die Partei der Nachhaltigkeit zu
sein. Das Gegenteil ist der Fall. Wer die
finanziellen Ressourcen der nächsten Ge-
nerationen verbraucht, um sichmachtpo-
litisch abzusichern, der handelt kurzsich-
tig und verantwortungslos.
Auf dem Höhepunkt der Finanzmarkt-
undWirtschaftskrise war die Nettokredit-
aufnahme in Nordrhein-Westfalen gerin-
ger als in der Finanzplanung für 2011
vorgesehen. Im Spitzenjahr der Krise sind
von der CDUweniger Schulden aufgenom-
men worden, als von der rot-grünen Lan-
desregierung jetzt in der aktuellen Phase
des Aufschwungs.
Unsere Politik war und ist begründet in
der Einsicht, dass es dauerhaft keine er-
folgreiche wirtschaftliche Perspektive auf
der Grundlage von ruinierten Haushalten
gibt – aber ebenso aus unserer Verant-
wortung gegenüber künftigen Generati-
onen.

Ich möchte ein drittes Schwerpunktthe-
ma nennen: Neben den Aufgaben, ein
Schulsystem zu organisieren, das jedem
Kind gerecht wird und die Finanzen in
Ordnung zu bringen, müssen wir die Fra-

ge beantworten, welches Bild wir von
dem Wirtschaftsland Nordrhein-Westfa-
len haben. Nordrhein-Westfalen ist ein
wichtiges Industrie- und Energieland und
wir wollen, dass das so bleibt. Wir wollen
auch energieintensive Unternehmen in
unseremBundesland behalten. Gleichzei-
tig erkennen wir, dass die Grundlagen
und Bedingungen von Wachstum und
wirtschaftlichem Erfolg sich verändert
haben und sich weiter verändern werden.
Im letzten Jahrhundert beruhten Wachs-
tum und wirtschaftlicher Erfolg auf dem
Verbrauch von Ressourcen, auf dem Ver-
brauch von Energie. Dies wird im 21.
Jahrhundert anders sein, daran besteht
auch international kein Zweifel. Künftig
wird derjenige den Wettbewerb um Wohl-
stand gewinnen, der mit einemmöglichst
geringen Einsatz der knappen natürli-
chen Ressourcen produziert. Wenn wir
erfolgreich sein wollen, dann müssen wir
den Wandel schaffen weg von einer res-
sourcenverbrauchenden hin zu einer na-
turschonenden, ressourceneffizienten
Wirtschafts- und Lebensweise. Dies wird
künftig der Wettbewerb sein, um den es
geht und dem wir uns stellen werden –
aus wirtschaftlicher Vernunft, aber auch
aus Verantwortung für die Zukunft.
Wenn wir als christliche Demokraten von
einem sorgsamen Umgang mit der Natur
sprechen, dann sprechen wir von der Be-
wahrung der Schöpfung. Und wenn wir
von den wirtschaftlichen Herausforde-
rungen unserer Zeit sprechen, dann ha-
ben wir als Antwort die soziale Marktwirt-
schaft – ein Vermächtnis der Gründungs-
väter der CDU.

Wir unterscheiden uns von anderen Par-
teien dadurch, dass wir als christliche
Demokraten einen klaren Kompass ha-
ben, von dem wir uns in unseren Ent-
scheidungen leiten lassen. Mit einer
Kombination aus Wertegebundenheit
und Offenheit, auf der Suche nach orien-
tierenden Antworten und mit dem An-
spruch und der Bereitschaft, geistige
Führung zu übernehmen, können wir den
Dienst leisten, den eine Volkspartei an
ihrem Land zu leisten hat.
Wenn wir in diesem Geist unsere Politik
gestalten, dann werden wir Vertrauen ge-
winnen und dann haben wir gute Chan-
cen, bei der nächsten Wahl in Nordrhein-
Westfalen erfolgreich zu sein – wann
immer sie stattfindet.

POLITIK UND GESELLSCHAFT

Dr. Norbert Röttgen
www.norbert-roettgen.de

www.cdu-nrw.de



Liebe Brüder und Schwestern!

Ich freue mich sehr, unter euch, den Be-
wohnern von St. Peter’s, zu sein. …Die
Fortschritte in derMedizin und andere Fak-
torenhabenzueinerhöherenLebenserwar-
tung geführt. Daher ist es wichtig, die
wachsende Zahl von älteren Menschen als
einen Segen für die Gesellschaft zu erken-
nen. Jede Generation kann von der Erfah-
rung und der Weisheit der vorausgegange-
nen Generation lernen.
In der Tat sollte die Fürsorge für die alten
Menschennicht so sehr als Akt der Großzü-
gigkeit als vielmehr als Rückgabe einer
Dankesschuld betrachtet werden. Die Kir-
che brachte den älteren Menschen immer
eine große Achtung entgegen. Das vierte
Gebot: „Ehre deinen Vater und deine Mut-

ter,wie esdir derHerr, deinGott, zur Pflicht
gemacht hat“ (Deut 5,16), ist verbunden
mit der Verheißung: „damit du lange lebst
und es dir gut geht in dem Land, das der
Herr, dein Gott, dir gibt“ (Deut 5,16). …
Gott will eine wirkliche Achtung vor der
Würde und dem Wert, der Gesundheit und
dem Wohlergehen der alten Menschen. …
Gleich zu Beginn meines Pontifikats sagte
ich: „Jeder ist gewollt, jeder ist geliebt, je-
der ist gebraucht.“ Das Leben ist ein einzig-
artiges Geschenk, und zwar in jedem Stadi-
um, von der Empfängnis bis zum natürli-
chen Tod; und es steht Gott allein zu, es zu
geben oder zu nehmen. Mancher mag sich
noch im Alter einer guten Gesundheit er-
freuen; aberwir Christen solltenuns ebenso
nicht davor fürchten, am Leiden Christi
Anteil zu haben, wenn Gott verlangt, dass
wir mit einem Gebrechen ringen. Mein Vor-

gänger Papst Johannes Paul II. litt in den
letzten Jahren seines Lebens vor aller Öf-
fentlichkeit. Es war uns allen bewusst, dass
er dies in Vereinigung mit dem Leiden un-
seres Erlösers tat. Seine Gelassenheit und
Geduld im Angesicht seiner letzten Tage
wareneinaußerordentlichesundbewegen-
des Beispiel für uns alle, diewir die Last des
fortgeschrittenen Alters zu tragen haben.
In diesem Sinne komme ich zu euch nicht
nur als Vater, sondern auch als Bruder, der
die Freuden und die Mühen gut kennt, die
mit dem Alter verbunden sind. Unsere ho-
hen Lebensjahre bieten uns die Möglich-
keit, beides zu schätzen: die Schönheit des
größten Geschenks, das Gott uns gegeben
hat, das Geschenk des Lebens, genauso wie
die Gebrechlichkeit des menschlichen
Seins. …
Während die gewöhnliche Lebensspanne
heute zunimmt, verringern sichoftdiephy-
sischen Kräfte, und doch könnten diese
Zeitenwohldiegeistlich fruchtbarstenJah-
re unseres Lebens werden. Diese Jahre sind
eineMöglichkeit, im innigenGebet all derer
zu gedenken, die wir in diesem Leben ge-
liebt haben, und all das, was wir persönlich
gewesen sind und getan haben, der Barm-
herzigkeit undGüteGottes anzuempfehlen.
Dies wird für uns gewiss ein großer geistli-
cher Trost sein und uns befähigen, immer
wieder neu seine Liebe und sein Erbarmen
durch alle Tage unseres Lebens zu erken-
nen. Gott segne euch alle.
Mehr Informationen: www.vatican.va

„Rückgabe einer
Dankesschuld“

Zwei Literaturtipps:
Licht der Welt – Benedikt XVI. – Der Papst,
die Kirche und die Zeichen der Zeit; ein Gespräch
mit Peter Seewald; Herder-Verlag,
ISBN 13-9783451325373, 19,95 E

Lehrmäßige Note zu einigen Fragen über den
Einsatz und das Verhalten der Katholiken im
politischen Leben; zu bestellen über:
Ilona Schech, Deutsche Bischofskonferenz, Sekre-
tariat, Zentrale Dienste/Organisation, Kaiserstra-
ße 161, 53113 Bonn, Tel.: (0228) 103-205,
Fax: (0228) 103-330, E-Mail: i.schech@dbk.de,
Internet: www.dbk.de
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Deutschland freut
sich auf den
deutschen Papst
vom 22. - 25.
September 2011



Souverän: Herr Weiß, die Bundesregie-
rung wird im April eine regierungsinter-
ne Kommission zur Bekämpfung der
Altersarmut einsetzen. Was ist der
Grund dafür?

Bereits im Koalitionsvertrag haben CDU,
CSU und FDP die Einsetzung einer Regie-
rungskommission für die Entwicklung
von Konzepten gegen Altersarmut ange-
kündigt. Die Vermeidung von Altersarmut
und die Förderung der sozialen Teilhabe
ist ein wichtiges Thema, das uns in den
nächsten Jahren beschäftigen wird. Zum
Glück ist Altersarmut derzeit noch nicht
weit verbreitet, nicht einmal 3 Prozent
der 65-Jährigen und Älterenmüssen Leis-
tungen der Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung beantragen. Aller-
dings ist mit der demographischen Ent-
wicklung und der Senkung des Niveaus
der gesetzlichen Rente auch die Frage

nach dem Erhalt des Lebensstandards im
Alter verbunden. Hier wollen wir frühzei-
tig handeln und das Bewusstsein und die
gesellschaftliche Verantwortung auch für
das Thema Altersarmut schärfen.

Mit welchen Fragestellungen wird sich
die Kommission insbesondere beschäf-
tigen?

Zwei konkrete Ziele der Kommission, die
auch bereits im Koalitionsvertrag be-
nannt sind, sind, dass sich private und
betriebliche Altersvorsorge auch für Ge-
ringverdiener lohnen soll und dass dieje-
nigen, die ein Leben lang Vollzeit gear-
beitet und vorgesorgt haben, ein Alters-
einkommen oberhalb der Grundsicherung
erhalten sollen.

Ergebnisse sollen im September 2012
vorliegen. Muss das so lange dauern?

Die Statistik zu den derzeit von Altersar-
mut Betroffenen zeigt, dass wir frühzeitig
handeln, indem wir die Regierungskom-
mission jetzt einsetzen.
Gleichzeitig sollten keine vorschnellen
Beschlüsse gefasst werden. Im Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales ist
bereits im Juni 2010 ein eigenes Referat
zu diesem Thema geschaffen worden, das
derzeit Konzepte erarbeitet. Ich denke,
dass es richtig ist, wenn diesem wichti-
gen Thema auch entsprechend Zeit ge-
widmet wird.

Herzlichen Dank für das Gespräch.

Drei Fragen an Peter Weiß MdB, Mitglied der

Regierungskommission Altersarmut.

Bekämpfung von Altersarmut:

„Wir wollen
frühzeitig handeln“

Peter Weiß MdB
www.peter-weiss.de
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Der Staat sollte stärker als bisher ideell
und materiell Selbsthilfe-Organisationen
älterer Menschen in Form von Senioren-
genossenschaften fördern. Dafür hat sich
kürzlich in Berlin der Vorsitzende der
Senioren-Union in der CDU, Prof. Dr. Otto
Wulff, ausgesprochen.
Er verwies auf das erfolgreiche Modell
bereits bestehender Seniorengenossen-
schaften in Baden-Württemberg, Bayern
und Hessen. Dort haben sich vor allem
ältere Menschen zusammengeschlossen,
um sich gegenseitig zu helfen. Besonders
hob Wulff die seit Jahren erfolgreiche
Seniorengenossenschaft im schwäbi-
schen Riedlingen hervor: „Hier haben

sich inzwischen rund 600 Bürger organi-
siert, um den Lebensabend eigenverant-
wortlich im gewohnten Umfeld zu gestal-
ten und die Übersiedlung in ein Heim
möglichst auf schwere Pflegefälle zu be-
grenzen. Wir als zweitgrößte CDU-Bun-
desvereinigung unterstützen dieses ge-
meinnützige Engagement ausdrücklich.“
Wulff erklärte weiter: „Der Grundgedanke
der Seniorengenossenschaft basiert auf
dem Prinzip des Gebens und Nehmens.
Wer als noch rüstiger Rentner oder auch
noch im Erwerbsleben stehender Arbeit-
nehmer mitarbeitet, kann frei entschei-
den, ob er sich ein Entgelt etwa für das
Ausfahren von Mahlzeiten auszahlen

lässt oder dieses als Guthaben bei der Ge-
nossenschaft anspart. Denn was die ei-
nen heute haben und die anderen brau-
chen, kann schon morgen umgekehrt
sein.
Dieses Modell der Eigenverantwortlich-
keit sollte der Staat entschieden stärker
als bisher fördern – und zwar ideell wie
materiell. Ein willkommener Nebeneffekt
wäre, dass die Pflegeversicherung entlas-
tet würde. Ich würde es deshalb begrü-
ßen, wenn Bundesfamilienministerin
Kristina Köhler, die zugleich ja auch Se-
nioren-Ministerin ist, ein Zeichen setzt
und Patenschaften für Seniorengenos-
senschaften übernimmt.“

Lebensnahe Ideen der Ü60-Generation: Seniorengenossenschaften

Stärkere Förderung von Alten-Selbsthilfe
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Im Interview: EKD-Ratsvorsitzender Nikolaus Schneider

Verständlich und
überzeugend von Gott reden
Der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) hat bei seiner

kürzlich erfolgten Wahl in dieses Amt angekündigt, nicht nur zu kirchlichen Fragen,

sondern auch zu politischen Problemen Stellung zu nehmen. Souverän hakte nach.

Souverän: Herr Schneider, welche politi-
schen Fragen bewegen Sie derzeit in
besonderem Maße?
Schneider:Natürlich bewegen uns als Kir-
che immer auch politische Fragen, aber die
wichtigste Aufgabe von uns als Kirche ist
es, das Evangelium zu verkündigen. Unse-
re Aufgabe ist es, verständlich und über-
zeugend so von Gott zu reden, dass Men-
schen auf ihn neugierig werden. Das Evan-
gelium hat natürlich politische Folgen.
Deswegen liegt mir das Thema Gerechtig-
keit am Herzen. Ich sage ganz offen: Dass
es die Verantwortlichen nicht hinbekom-
men haben, den Auftrag des Bundesver-
fassungsgerichts zur Überprüfung der
Hartz-IV-Sätze pünktlich umzusetzen, ist
außerordentlich misslich! Und dass der
Streit auf dem Rücken der Betroffenen
ausgetragen wird, ist wirklich kein Ruh-
mesblatt. Ich hoffe sehr, dass die Verant-
wortlichen jetzt schnellstmöglich zu ei-
nem guten Ergebnis kommen. Dabei geht
es um ein Ergebnis, das die Chancen auf
Teilhabe der Kinder, die in Armut aufwach-
sen, deutlich erhöht. Außerdem beobach-

te ich sehr genau die Situation der afrika-
nischen Flüchtlinge im Süden Europas. Es
ist dringend nötig, dass eine gemeinsame
Flüchtlingspolitik zwischen den europäi-
schen Ländern vereinbart wird. Ich erwar-
te auch von der Bundesregierung die Be-
reitschaft, in dieser besonderen Situation
zu sagen: „Wir öffnen uns.“ Langfristig
muss Deutschland eine Flüchtlingspolitik
entwickeln, die einerseits auf die Unter-
stützung in den Herkunftsländern ab-
zielt, andererseits aber auch ein Signal zur
Öffnung Europas setzt. Ich gestehe: Das
ist eine große Herausforderung, aber ich
meine, dass sich die Politik dieser Heraus-
forderung stellen muss.

Glauben Sie generell, dass die Kirchen
sich wieder stärker in politischen Debat-
ten zu Wort melden müssten?
Auf unsere Weise tun wir das in einem gu-
ten Maße, aber auf eine besondere Weise.
Schließlich ist die Kirche ja keine weitere
politische Partei, sondern sie hat die Auf-
gabe, das Evangelium zu verkündigen.
Dazu gehört auch, die Gewissen der Poli-

tikerinnen und Politiker zu schärfen, die
in unserem Lande die Verantwortung tra-
gen, aber Kirche soll nach unserer Über-
zeugungnicht selbst politische Partei oder
gar Staat sein. „Klassisch“ ist das in der
berühmten Barmer Theologischen Erklä-
rung ausgedrückt, die im Jahre 1934 na-
türlich in einer ganz anderen politischen
Situation als heute entstand. Dort heißt
es: „Die Schrift sagt uns, dass der Staat
nach göttlicher Anordnung die Aufgabe
hat, in der noch nicht erlösten Welt, in der
auch die Kirche steht, nach dem Maß
menschlicher Einsicht und menschlichen
Vermögens unter Androhung und Aus-
übung von Gewalt für Recht und Frieden
zu sorgen. Die Kirche erkennt in Dank und
Ehrfurcht gegen Gott die Wohltat dieser
seiner Anordnung an. Sie erinnert an Got-
tes Reich, an Gottes Gebot und Gerechtig-
keit und damit an die Verantwortung der
Regierenden und Regierten. Sie vertraut
und gehorcht der Kraft des Wortes, durch
das Gott alle Dinge trägt.“ Das istmir wich-
tig: „Regierende“ und „Regierte“ sollen
durch unsere Verkündigung in der gewis-
senhaften Wahrnehmung ihrer Verantwor-
tung gestärkt werden. Das ist gut evange-
lisch!

Ihre Vorgängerin hatte den deutschen
Einsatz in Afghanistan kritisiert, wo ste-
hen Sie in dieser Frage?
Ich bin zusammen mit dem EKD-Friedens-
beauftragten und dem Militärbischof
kürzlich selbst in Afghanistan gewesen.
Ich bin für die intensiven Eindrücke, die
ich von unseren Soldatinnen und Solda-
ten dort, aber auch von zivilen Helferin-
nen und Helfern empfangen habe, sehr
dankbar. Ihr Wirken verdient unsere So-
lidarität und seelsorgliche Begleitung.
Die friedensethische Beurteilung des Ein-
satzes bleibt schwierig. Margot Käßmann

Sympathischer Träger
christlicher Botschaften:
Nikolaus Schneider, neuer
EKD-Vorsitzender und seit
2003 Präses der Evangelischen
Kirche im Rheinland.
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hatte mit ihrer Kritik – die übrigens viel

differenzierter war, als es in der öffentli-

chenWahrnehmung damals deutlich wur-

de – recht. Ich hätte es sehr begrüßt,

wenn der Bundestag bei der Mandatsver-

längerung Ende Januar neben der militä-

rischen auch eine zivile Mandatierung

festgelegt hätte. Denn die erheblichen

Aktivitäten auf dem Feld des zivilen Auf-

baus – allein weit mehr als 200 deutsche

Entwicklungshelferinnen und -helfer wir-

ken allein im Norden Afghanistans in un-

terschiedlichsten zivilen Projekten –

kommen bei uns in der öffentlichen Dis-

kussion kaum vor.

Sie haben kürzlich den Konservatismus
vieler muslimischer Geistlicher kritisiert,
stimmen aber ausdrücklich dem Satz des
Bundespräsidenten zu, dass der Islam
Teil unseres Landes sei. Wie können wir
die unverkennbar vorhandenen Probleme
im Verhältnis zum Islam überwinden?
Die Aussage, dass der Islam ein Teil

Deutschlands ist, ist bei mindestens vier

Millionen Muslimen, die bei uns leben,

eine schlichte Feststellung. Ich finde es

wichtig, dass wir an unseren Hochschulen

eine wissenschaftliche islamische Theolo-

gie etablieren können, damit der Islam

auch im Diskurs unserer Gesellschaft an-

kommt. Da gibt es noch Defizite, die ver-

ständlich sind, aber die jetzt entschlossen

angegangen werden müssen. Das heraus-

zustellen war mir wichtig, und das fordern

übrigens auch viele Muslime!

Welches persönliche Ziel haben Sie sich
für Ihre Amtszeit gesetzt?
Ich wiederhole gerne meine Antwort vom

Beginn unseres Gespräches: Ich möchte

dazu beitragen, dass wir als evangelische

Kirche verständlich und glaubwürdig von

Gott reden. Denn das hat unsere Gesell-

schaft nötig, und das ist das Amt der Kir-

che. Ansonsten gilt: Das Amt des Ratsvor-

sitzenden ist eineMischung aus Repräsen-

tant nach außen und Moderator nach in-

nen. Dies beides gut auszuführen ist mein

Ziel.

Nikolaus Schneider übernahm nach

dem Rücktritt von Margot Käßmann

im Februar 2010 als ihr Stellvertre-

ter den Vorsitz des Rates der EKD.

Am 9. November wurde er von der

Synode der EKD auch offiziell in die-

ses Amt gewählt.

www.ekd.de

Zur Person:
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ACHTUNG! – ROTE VERFÜHRER AM WERK!
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Energiepolitik
Zur Souverän 4-2010, S.24/26
Als Ingenieur lese ich Artikel in souverän

zum Thema Energiepolitik besonders auf-

merksam. Frau Prof. Kempfert nennt die

Ziele der Bundesregierung zu Recht „am-

bitioniert“. Sind sie nach dem Stand der

heutigen technischen Möglichkeiten der

Weiterentwicklung auch realistisch? Was

heißt ambitioniert?

Bis 2050 soll der Anteil der erneuerbaren

Energien am Primärenergieverbrauch

80% betragen. Heute beträgt er noch un-

ter 8%. In einer Prognose des BMU wer-

den z.B. für die Stromproduktion nur mit

Windkraft im Jahr 2050 150 Millionen

MWh genannt, das sind 100 Millionen

MWh mehr als heute. Macht pro Jahr 2,5

Millionen MWh dazu. Wenn der gesamte

Strom mit off-shore-Windkraft erzeugt

werden soll bei den auf See vorliegenden

3.600 Volllaststunden, müssen jährlich

ca. 700 MW installiert werden. Bei durch-

schnittlichen 7 MW pro Anlage braucht

man demnach 100 Anlagen pro Jahr. Wet-

terbedingt stehen auf See etwa 100 Tage

für die schwierigen Kranarbeiten bei der

Montage zur Verfügung, macht 1 Anlage

pro verfügbaren Tag, 40 Jahre lang unun-

terbrochen!

Zu Recht weist Frau Prof. Kempfert auch

darauf hin, dass noch die erforderlichen

Netze zur Weiterleitung des Stromes und

noch Stromspeicher zum Ausgleich der

fluktuierenden Einspeisung gebaut wer-

den müssen. Angesichts der bisherigen

Zeiten für Planung, Genehmigung, recht-

liche Klärungen, Bau u.ä. kommenmir da

doch Bedenken. Es wird wohl alles sehr

viel länger dauern.

Wir wollen ja erneuerbare Energien, aber

weniger ambitioniert und mehr realis-

tisch wäre besser.

Dr. Ing. Friedrich Weinhold, Norderstedt

Sie haben das Wort ...
Ihre Meinung zu den Artikeln
in Souverän interessiert uns.
Bitte schreiben Sie uns:

Senioren-Union der
CDU Deutschlands
Leserbriefe
Konrad Adenauer Haus
Klingelhöferstraße 8
10785 Berlin

Die Redaktion behält sich vor,

Leserbriefe sinngemäß zu kürzen.

P
otsdam – das war über Jahrhunderte

sehr viel mehr als Schloss Sanssouci

mit dem Park und seinen architekto-

nischen und bildnerischen Kostbarkeiten.

Seine städtebauliche und künstlerische

Mitte bildete der Alte Markt mit Friedrich

Schinkels Nikolai-Kirche, dem Stadt-

schloss und dem Rathaus, gruppiert um

den von Knobelsdorff entworfenen Obe-

lisk. Und zu Potsdam gehörte der Dreikir-

chenblick von der Garnisonkirche über die

Nikolaikirche bis hin zurHeiliggeistkirche.

Wie das Zentrumder einstigen königlichen

Residenzstadt insgesamt, so wurden auch

das wesentlich von Georg Wenzeslaus von

Knobelsdorff ausgebaute Stadtschloss und

die von König Friedrich Wilhelm I. in Auf-

trag gegebene Garnisonkirche Philipp Ger-

lachs durch den alliierten Luftangriff am

14. April 1945 schwer getroffen. Aber erst

das DDR-Regime hat in seinem Klassen-

hass die architektonischen Meisterbauten

dem Erdboden gleichgemacht.

Nach Jahren des Zögerns und Diskutie-

rens hat die Absicht der Wiedergutma-

chung Oberhand gewonnen. Mit dem

Wiederaufbau des Stadtschlosses als Sitz

des Brandenburger Landtages wurde in

diesen Tagen begonnen. Die Einweihung

des Neubaus ist für 2012 oder 2013 vor-

gesehen. Zugleich kommt das Projekt

Garnisonkirche in Fahrt. Zum Jahresende

2009 stellte die Brandenburger Wissen-

schaftsministerin Dr. Martina Münch aus

Mitteln der Parteien und Massenorgani-

sationen der DDR zwei Millionen Euro für

ihren Wiederaufbau in Aussicht. Ziel ist

es, die ganze Kirche wieder zu errichten.

Das ist Zukunftsmusik. Aber im Jahr 2017

– dem 500-jährigen Geburtsjahr der Re-

formation und der 200-jährigen Wieder-

kehr des Beginns der Union von Luthera-

nern und Reformierten in Preußen – soll

der grandiose Turm stehen.

Wie der Wiederaufbau des Potsdamer

Stadtschlosses, so ist der der Garnison-

kirche ein „städtebauliches Muss“. Aber

diese Kirche wird darüber hinaus ein

„geistliches“, ein „sakrales und ökumeni-

sches Plus“ sein. Sie wird wie der Ham-

burger Michel, die Dresdner Frauenkir-

che, das Ulmer Münster oder der Berliner

Dom allein durch ihre großartige Bauge-

stalt und ihre Geschichte ein Besucher-

Magnet werden.

Im Unterschied zum Schlossbau ist die

Finanzierung noch unsicher. Etwa 35Mil-

lionen Euro soll allein der Bau des Turmes

kosten. Weitere 40 Millionen müssen für

den Kirchbau selber aufgebracht werden.

Die Fördergesellschaft für denWiederauf-

bau der Garnisonkirche Potsdam sammelt

Spenden. Weiterhin ist zu hoffen, dass

die „Projektrücklage“ für die Wiederer-

richtung der Garnisonkirche der Stiftung

Preußisches Kulturerbe (vgl. Souverän

Nr. 1-2009) nun, da die Grundlagen für

den Bau gelegt sind, vom Vorstand dieser

Stiftung freigegeben wird.

Beiträge zumWiederaufbau der Garnison-

kirchewerden von der „Fördergesellschaft

für den Wiederaufbau der Garnisonkirche

Potsdam e.V.“ herzlich erbeten.

MBS Potsdam: BLZ 160 500 00, Konto-

Nr. 3 502 035 210 oder Deutsche Bank

Potsdam: BLZ 120 700 00, Konto-Nr.

3 224 979.

Autoren: Dr. Dr. h. c. Wilhelm Hüffmeier,
bis 2003 Leiter der Kirchenkanzlei der
Ev. Kirche der (altpreußischen) Union;

Werner von Scheven, Generalleutnant a. D.;
Hans Speidel, Brigadegeneral a. D.

Wiederaufbau der Potsdamer Garnisonkirche:

Städtebauliches Muss, geistliches Plus
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D
ie Server, auf denen sich Darstellun-
gen des sexuellen Missbrauchs von
Kindern befinden, sind über die gan-

ze Welt verstreut, was die Fahndung nach
den Tätern erheblich erschwert. Multilate-
raleAbkommensinddaherunerlässlich, um
das Problem wirkungsvoll bekämpfen zu
können. Der Arbeit der Europäischen Union
kommt hierbei eine entscheidende Bedeu-
tung zu. Derzeit gibt es noch keine europa-
weit bindenden Rechtsvorschriften. Viel-
mehrhabendieeinzelnenEU-Mitgliedsstaa-
ten jeweils unterschiedliche Strafrechtska-
taloge, die zu vereinheitlichen nicht mög-
lich ist. Die Europäische Union arbeitet da-
her zurzeit an einer Richtlinie, die Mindest-
standards schaffen soll. Folgende Maßnah-
men sind im Zuge dessen geplant:
• Schwere Formen des sexuellen Miss-

brauchs und der sexuellen Ausbeutung

von Kindern, die derzeit nicht von den
EU-Rechtsvorschriftenerfasst sind, sollen
unter Strafe gestellt werden. Dazu gehört
zum Beispiel der sogenannte ‚Sextouris-
mus‘, also die Organisation von Reisen,
die mit dem Ziel der Begehung sexuellen
Missbrauchs durchgeführt werden.

• Auch neue Formen des sexuellen Miss-
brauchs und der sexuellen Ausbeutung,
die durch Informationstechnologien er-
leichtert werden, werden unter Strafe
gestellt. Hierunter fällt der bewusste Zu-
griff auf Kinderpornografie selbst in Fäl-
len, indenendasMaterialnurangeschaut
und nicht heruntergeladen wird, also
nicht den Straftatbestand des „Besit-
zens“ oder „Beschaffens“ von Kinderpor-
nografie erfüllt.

• Die Straftat des „Grooming“, d.h. die
Kontaktaufnahme zu Kindern zum Zwe-
cke des sexuellen Missbrauchs, wird in
die Strafrechtkataloge aufgenommen.

• Es werden Änderungen in den Gesetzes-
text aufgenommen, die der Prävention
von Straftaten wie sexuellem Missbrauch
und sexueller Ausbeutung von Kindern
durch ein Maßnahmenpaket dienen sol-
len. Diese Maßnahmen werden sich auf
frühere Straftäter konzentrieren, um
Wiederholungstaten zu verhindern und
den Zugang zu Kinderpornografie im In-
ternet zu beschränken.

• Mithilfe einer optionalen Erschwerung
des Zugangs zu öffentlichen Webseiten
soll die Verbreitung von Kinderpornogra-
fie eingeschränkt werden. Allerdings ist
diese Maßnahme kein Ersatz für das Ent-
fernen der Inhalte an der Quelle oder für
die Verfolgung der Straftäter.

Um den sexuellen Missbrauch und die se-
xuelle Ausbeutung von Kindern nachhaltig
bekämpfen zu können, ist es unerlässlich,
dass politische Maßnahmen und Maßnah-
men auf privater Ebene Hand in Hand ge-
hen. Denn die beste Waffe im Kampf gegen
sexuellen Missbrauch bietet zweifellos die
Prävention, das heißt die Warnung und
AufklärungvonKindernundJugendlichen,
sodass esgarnicht erst zuMissbrauchkom-
men kann.
Hier sind vor allem Eltern und Großeltern,
aber auch Lehrer gefordert. Für die meisten
Kinder und Jugendlichen ist der tägliche
Umgang mit dem Internet heutzutage eine
Selbstverständlichkeit. Welche Chancen
undMöglichkeitendasNetzbietet, ist dabei
allenbewusst –nicht jedoch,welcheGefah-
ren und Risiken es in sich birgt.
Es ist daher von entscheidender Bedeu-
tung, dass Lehrer und Eltern, aber auch
Großelternundandere Familienangehörige
jungen Menschen schon frühzeitig ein
möglichst großes Maß an Medienkompe-
tenz vermitteln. Ich setze mich daher dafür
ein, dass in Schulen, Vereinen und anderen
Institutionen, aber auch in Familien Auf-
klärung und Prävention konsequent voran-
getrieben werden.
So wäre es sinnvoll, wenn kleine Kinder bis
zueiner bestimmtenAltersgrenzenurunter
Aufsicht ihrer Eltern und Lehrer im Netz
surfen. Darüber hinaus besteht die Mög-
lichkeit, eine spezielle Software zu instal-
lieren, die nur das Betrachten von unbe-
denklichen Seiten ermöglicht.
Auch wenn die Politik also zweifellos in der
Pflicht steht, die entsprechenden Rahmen-
bedingungen für die Bekämpfung von Kin-
desmissbrauch zu schaffen, so bleibt eine
frühzeitige Prävention letztlich die wir-
kungsvollste Maßnahme. Deswegen sollten
wir alle verstärkt darauf achten, dass unse-
re Kinder und Enkel frühzeitig über die Ge-
fahren im Internet informiert werden.

Der Straftatbestand des sexuellen Missbrauchs von Kindern

hat sich in Folge der rasanten Entwicklung des Internets zu

einem globalen Problem entwickelt, dem man nicht allein auf

nationalstaatlicher Ebene begegnen kann.

Sexueller Missbrauch
von Kindern:

Beste
Waffe
Prävention
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Sabine Verheyen MdEP ist seit 2009
Mitglied des Europäischen Parlaments
und seit 2001 Mitglied im Landesvor-
stand der CDU NRW

www.sabine-verheyen.de

Sabine Verheyen
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Souverän: Frau zu Guttenberg, Sie kämp-
fen als Präsidentin der 2003 gegründeten
deutschenSektionvon„Innocence inDan-
ger“ (Anm. der Red.: engl. für Unschuld in
Gefahr) gegen sexuellen Kindesmiss-
brauch und dessen Verbreitung im Inter-
net sowie grooming, die gezielte Anmache
von Kindern im Internet. Sehen Sie erste
Erfolge oder ist das ein Kampf gegen
Windmühlenflügel?
Stephanie zu Guttenberg: In kleinen
Schritten geht es voran. Ich versuche, in
der Öffentlichkeit über dieses unpopuläre
Thema aufzuklären, was mitunter nicht
ganz einfach ist. Erfolge, die zeigen, wie
wichtig es ist trotz des manchmal harten
Widerstandes nicht aufzugeben, gibt es im-
mer wieder: Wenn ich z. B. sehe, wie bisher
zurückgezogene Kinder während unserer
Kunstwochen für traumatisierte Kinder
plötzlich wieder aufblühen, ungehemmt
anfangenzumalen, richtigSpaßhabenund
neues Selbstbewusstsein gewinnen, dann
hat sich unsere Arbeit schon gelohnt. Aber
auchdie Tatsache, dass seit vielenMonaten
inzwischen so intensiv über das Thema
Missbrauch gesprochen wird, ist ein großer
Erfolg an dem auch wir beteiligt sind.

Welches sinddie schwierigstenProbleme?
Herausforderungen gibt es viele, doch die-
se verdeutlichen, dass wir weiter kämpfen
müssen. So ist es oftmals z. B. leider so,
dass den Tätern mehr Aufmerksamkeit ge-
widmet wird als den Opfern. Gerade wenn
es um Schadensbegrenzung und um Thera-
pie geht. Schlimm finde ich es auch, wenn
ein betroffenes Kind bis zu acht Mal um
Hilfe bitten muss, bis es erhört wird und
sich ein Erwachsener kümmert. Das hat da-
mit zu tun, dass es uns Erwachsenen so
schwer fällt überMissbrauchnachzudenken

und uns vorzustellen, unser Kind (oder ein
Kind, das wir kennen) ist betroffen UND
jemand den wir kennen ist Täter oder Täte-
rin. Denn 80 bis 90% aller Fälle finden im
sozialen Umfeld des Kindes statt.

Für die Präventionsarbeit üben Sie den
SchulterschlussmitOrganisationenwiedie
Aktion Mensch (ehemals: Aktion Sorgen-
kind) und der Auerbach-Stiftung. Streben
Sie nach einem breiten Aktionsbündnis?
Selbstverständlich streben wir an, dass sich
möglichst viele Menschen gegen Kindes-
missbrauch zusammenschließen! Es sollte
in unserer Gesellschaft einfach selbstver-
ständlich sein, nicht wegzuschauen, son-
dern stattdessen über das Thema Kindes-
missbrauchaufzuklärenunddenOpfernzur
Seite zu stehen! Dabei freuen wir uns über
jeden Unterstützer, denn jeder kann etwas
bewirken. Prominente Unterstützung wie

z.B. die von Maria Riesch hilft zudem, das
Thema noch weiter in die Öffentlichkeit zu
transportieren.
DieanfänglicheKritikan IhrerZusammen-
arbeit mit RTL 2 hat sich gelegt. Dafür
mahnen Kritiker jetzt eine Offenlegung
der Finanzen von „Innocence in Danger“
an. Wird dies geschehen?
Dies ist längst passiert. Transparenz bei der
Spendenmittelverwendung ist uns sehr
wichtig. Seit jeher haben wir sämtliche Ak-
tivitäten veröffentlicht, unsere Finanzen
demFinanzamtBerlinundunserenProjekt-
finanzierern eine detaillierte Abrechnung
vorgelegt. Inzwischen findet sich auch un-
sere komplette Jahresbilanz öffentlich im
Internet. Die Kritiker waren in dem Fall
besonders daran interessiert, uns zu scha-
den - die Vorwürfe waren haltlos und sind
auch ziemlich schnell wieder verebbt.

Welche konkreten nächsten Schritte pla-
nen Sie? Wie kann man Ihre Organisation
unterstützen?
ImJahr2011planenwir ein flächendecken-
desAufklärungsprogramm,das sogenannte
Peer2Peer-Präventionsprogramm (Jugend-
liche klären Jugendliche auf). Es erreicht
speziell Kinder und Jugendliche von neun
bis 16 Jahren.DieseAltersgruppe ist beson-
ders gefährdet und nur wer die Gefahren
kennt, kann sich angemessen vorbereiten
und sich wehren. Um Projekte wie das Peer-
2Peer-Präventionsprogramm, ein interakti-
ves Präventionstheater für Jugendliche
oder Kunstwochen für traumatisierte Kin-
der umzusetzen, benötigen wir vor allen
Dingen finanzielle Mittel. Uns fehlen aktu-
ell 100.000 Euro. Hier freuen wir uns über
jede Spende an Innocence in Danger!
(Bankverbindung: Konto 11505096 – Deut-
sche Kreditbank AG Berlin BLZ 120 300 00)

Interview mit Stephanie zu Guttenberg

Aufklärung und
Beistand für die Opfer

Beispielhaftes Engagement:
Stephanie zu Guttenberg

www.innocenceindanger.de

Stephanie zu Guttenberg, Präsidentin von Innocence in Danger e.V.,engagiert sich

gegen den sexuellen Missbrauch von Kindern und die Verbreitung von Kinderpornografie

durch das Internet. Souverän fragte nach Erfolgen und Hürden auf diesem schwierigen Weg.
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I
nBerlindiskutierten imNovember2010

bei der „Falling Walls“ Konferenz Wis-

senschaftler aus verschiedenen Gebie-

ten mit Politikern – darunter Bundespräsi-

dent Christian Wulff und EU-Ratspräsident

Yves Leterme – über die erwarteten „Mau-

erfälle“ in Natur- und Geisteswissenschaf-

ten. Einen der aufsehenerregendsten Vor-

trägehieltDr. JoachimKnebel, ChiefScience

Officer am Karlsruher Institut für Technolo-

gie (KIT). Er sprach über den technologi-

schen Stand und die Möglichkeiten der

Transmutation, das ist dieUmwandlungder

in den abgebrannten Brennelementen vor-

handenen langlebigen hochradioaktiven

Reststoffe in Stoffe, die deutlich schneller

zerfallen oder gar nicht mehr strahlen.

So behandelte radioaktive Abfälle müssten

nicht mehr auf geologischen Zeitskalen

hunderttausende von Jahren gelagert wer-

den, sondernwären ineinigenhundert Jah-

ren praktisch unschädlich. Damit wäre es

sogar denkbar, die heute abgebrannten

Brennelemente bei einer rückholbaren

Langfristlagerung auch noch zu einem spä-

terenZeitpunkt in ihremGefährdungspoten-

zial zu entschärfen.

Was meist mit „Transmutati-

on“verkürztbezeichnetwird,

sind eigentlich zwei Prozess-

stufen.VorderTransmutation

steht das so genannte „Parti-

tioning“. Zunächst müssen

die langlebigen radioaktiven

Substanzen, die in abge-

brannten Kernbrennstoffen

inkleinenAnteilenvorliegen,

mit hoher Effektivität abge-

trennt werden. Die anschlie-

ßenden sehr spezifischen

Kernumwandlungen können

dann sehr effizient ablaufen.

Ausgangspunkt sind Brenn-

stäbe, die in Kernreaktoren

zur Energieerzeugung einge-

setzt waren, also „abge-

brannt“ sind.AusdenursprünglichenUran-

Isotopen sind durch die Kernspaltungspro-

zesse so genannte Spaltprodukte entstan-

den (mit diesem Prozess wird die Energie

erzeugt), aber durch den Einfang der bei

denSpaltungsprozessenentstehendenNeu-

tronen auch Plutonium und eine Reihe an-

derer Isotope, beispielsweisedie sogenann-

ten Minoren Actiniden (Elemente wie Nep-

tunium, Americium oder Curium) und die

Elementklasse der Lanthaniden. Aus den

abgebrannten Kernbrennstoffen müssen

nun zunächst Plutonium und Uran abge-

trennt werden, diese können in neuen

Brennelementen eingesetzt werden. Darauf

folgt die Abtrennung von Americium, Curi-

um und den Lanthaniden in weiteren Pro-

zessschritten. Die verbleibenden Spaltpro-

dukte zerfallen in rund 300 Jahren so weit,

dass ihre Radiotoxizität mit Natururan ver-

gleichbar ist.

Die Umwandlung des Plutoniums und der

MinorenActiniden ist dieHerausforderung,

die in Transmutationsanlagen angegangen

wird.Dafürkommenbeschleunigergetriebe-

ne Reaktoren (sogenannte ADS = Accelera-

tor Driven Systems) oder Reaktoren mit

schnellenNeutronen inFrage. IneinemADS

wird die „Kettenreaktion“ der Kernspaltung

dadurch aufrechterhalten, dass ein Proto-

nenstrahl aus einem externen Beschleuni-

ger auf ein Ziel im Reaktorkern, ein Metall-

target, gerichtetwird unddort hochenerge-

tische Neutronen erzeugt. Fällt der Be-

schleuniger aus, erlischt die Kettenreaktion

von alleine. In dem Metalltarget können so

viele Neutronen erzeugtwerden, dass damit

eine effektive Transmutation angetrieben

wird. „Auf europäischer Ebene wird zurzeit

imbelgischenForschungszentruminMol im

Rahmen des MYRRHA-Projektes ein ADS

konzipiert. Hier soll gezeigt werden, dass

beschleunigergetriebene Anlagen grund-

sätzlich funktionieren.

DiegrundsätzlichenExperimentezurAusle-

gung des Metalltargets werden im Flüssig-

metall-Labor KALLA des KIT durchgeführt.

„Hier habenwir einzigartigeMöglichkeiten,

Erfahrungen mit Flüssigmetall-Kreisläufen

zu sammeln“, erläutert Professor Thomas

Wetzel, der Leiter des Labors. „Wir verwen-

den als flüssiges Metall ein Blei-Wismut-

Gemisch, das nicht nur als Target für den

Protonenstrahl dient, sondern gleichzeitig

als Kühlmittel für den Reaktor.“

„Ende2010 ist unsnach langer Vorarbeit ein

spektakuläres Experiment gelungen“, freut

sich ThomasWetzel. „Wir haben den bislang

weltweit größten Freistrahl aus flüssigem

Blei-Wismut erzeugt und gezeigt, dass er

sich stabil über Stunden betreiben lässt.“

Der Freistrahl in den Experimenten hat ei-

nen Durchmesser von etwa 10 Zentimetern.

Eine kleine Ausgabe eines Freistrahls kennt

jeder, wenn er einen Wasserhahn aufdreht.

So aufsehenerregend die Experimente zur

Transmutation auch sind: Mit Flüssigmetal-

len lassen sich noch andere Probleme lösen.

So könnten sie als Kühlmedien die Wärme

in solarthermischen Kraftwerken abführen

oder in der industriellen Prozesstechnik das

Stahlgießen verbessern. Schwerpunkt der

Arbeiten ist aber die Transmutation:Hier ist

noch viel Entwicklungsarbeit zu leisten, um

einen im Großmaßstab funktionierenden

Prozess auf die Beine zu stellen.

Die Autoren: Dr. Concetta Fazio und
Dr. Joachim Hoffmann vom Karlsruher

Institut für Technologie (KIT)

Radioaktiver Müll:

Alternative zur Endlagerung?

POLITIK UND GESELLSCHAFT

Im KALLA-Labor des Karlsruher Instituts für Technologie
werdenExperimentemit flüssigenMetallendurchgeführt,
um die wissenschaftlichen Voraussetzungen für Transmu-
tations-Anlagen zu schaffen

Die Lagerung hochradioaktiven Abfalls aus Kernkraftwerken ist

weltweit ein ungelöstes Problem. Noch gibt es kein zugelassenes

Endlager, in dem die Abfälle über hunderttausende von Jahren

sicher gelagert werden können. Ist Transmutation der Ausweg?
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O
b wir für das kommende Jahr den
wärmsten Sommer aller Zeiten ver-
künden oder eine Weltklimakonfe-

renz als unsere letzte Chance zur Rettung
des Planeten ansehen, ist nicht mehr als
eine Phrase. Wenn eine solche Konferenz
beendet ist, wird sie ohne Durchbruch
bleiben, wird erneut die Apokalypse inter-
national orchestriert. Es ist der ewige
Kreislauf von Untergangsdrohungen und
Vergesslichkeit, neue Dramatisierung und
die erneute Vertagung des Untergangs.
Die Klimakonferenzen waren bisher – und
werden auch zukünftig – weitgehend fol-
genlos bleiben für den Lauf der Welt. Es
wird allzu forsch Allwissenheit reklamiert
vonMenschen, die uns eigentlich regelmä-
ßig ihre Grenze offenbaren. Das gilt für
Politiker,Wissenschaftler und insbesonde-
re für Pressesprecher. Staatsmänner, die
nicht einmal eine bewaffnete Sekte in
Nordkorea in die Schranken weisen, die
über Jahrzehnte nicht in der Lage sind,
den Nahost-Konflikt zu lösen, haben weiß
Gott nicht die Autorität, dem Klima vorzu-
schreiben, dass es bis zum Jahre 2050ma-
ximal um zwei Grad steigen darf.
Im Übrigen ist es noch nicht allzu lange
her, dass vor den Folgen einer Erdabküh-
lung gewarnt wurde. Damals sprach keiner

von der Angst vor einer Erderwärmung.
Aber es gilt natürlich auch die andere Sei-
te zu beleuchten. Dort wird gerne so ge-
tan, als könne das Lebenweiterlaufen, wie
bislang. Das ist falsch. Unabhängig davon,
ob die Experten Recht haben, dass das
freigesetzte CO2 zum Temperaturanstieg
der letzten Jahre beigetragen hat, oder es

nur ein zufälliges Phänomen ist, kommen
wir nicht um die Erkenntnis herum, dass
wir unsere fossilen Energieträgerweiterhin
nicht so unbekümmert verfeuern können.
Es bleiben vielleicht genügend Kohle, Öl
und Gas für unsere Kinder und Enkel, aber
spätestens für deren Enkel würde es nicht
mehr ausreichen. Also müssen wir Energie
sparen. Unbedingt.
Aber richtig ist, dass die Welt selbst nach
einer umfassenden Modernisierung mehr
Energie als heute verbrauchen wird. Allein
derWunsch nach Individualverkehr in den
Schwellenländern wird die Zahl der Autos
verfünfzigfachen. Der Energiebedarf steigt
also und deshalb schrumpfen die Energie-
vorräte, bis hin zu Uran für Atomkraftwer-
ke. Somit ist die Forderung nach einem
forcierten Ausbau alternativer Energien
selbstverständlich richtig. Doch allein mit
Windrädern und Sonnenkollektoren lässt
sich der gewaltig wachsende Hunger nach
Strom und Treibstoff nicht befriedigen.
Die entscheidende alternative Energie der
Zukunft kann nach Lage der Dinge nur die
Kernfusion sein. Für sie mangelt es nicht
an Verschmelzungsmaterial. Es würde
kaum radioaktiver Abfall entstehen und
im Übrigen auch kein CO2. Anstatt sich
dieser Forschungsaufgabe intensiv und
forciert zu widmen, feilschen die Politiker
häufiger über den Etat. Und damit verspie-
len sie die Zukunft einer sicheren Energie.
Anstatt also der wieder einmal vertanen
letzten Chance nachzutrauern, sollten wir
uns auf die allerletzte Chance vorbereiten.
Die Diskussion über Kernfusion ist drin-
gend geboten. w

Egal, wie viele UN-Klimakonferenzen noch abgehalten

werden – einen richtigen Durchbruch wird es nicht geben.

Es wäre daher wirklich besser, nicht mehr die Schlachten von

gestern zu schlagen, sondern lieber an Lösungen für morgen

zu arbeiten.

Senioren-Union-Vize Leonhard Kuckart zur Energiepolitik:

Die Alternative der Zukunft
heißt Kernfusion
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Der Autor: Leonhard Kuckart ist stv.
Bundesvorsitzender der Senioren-
Union und Landesvorsitzender der
Senioren-Union NRW.

www.senioren-union-nrw.de

Leonhard Kuckart
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Prominenter Neubeitritt: Der ehemalige

Bundesverteidigungsminister Dr. Franz
Josef Jung MdB ist Mitglied der Senio-
ren-Union Hessen geworden. Der in Er-

bach im Rheingau geborene Jurist Dr.

Franz Josef Jung war von 1987 bis 1999

Parlamentarischer Geschäftsführer der

hessischen CDU Landtagsfraktion, von

1999 bis 2000 Chef der hessischen Staats-

kanzlei und von 2003 bis 2005 Vorsitzen-

der der CDU-Fraktion im Hessischen

Landtag. 2005 wurde er in den Deutschen

Bundestag gewählt und war von 2005 bis

2009 Bundesminister der Verteidigung

und von Oktober bis November 2009 Bun-

desminister für Arbeit und Soziales.

„Die Mitgliedschaft und Unterstützung

einer solch prominenten Persönlichkeit

wie Dr. Franz Josef Jung ist für uns ein

großer Rückhalt“, sagte der Landesvorsit-

zende der Senioren-Union Hessen, Alfons
Gerling. „Ich freue mich, dass sich immer

mehr prominente CDU-Politiker der Seni-

oren-Union anschließen. Das ist gut für

die Senioren-Union, aber auch gut für die

CDU, denn sie profitiert von einer poli-

tisch gewichtigen und mitgliederstarken

Senioren-Union.“

Bundesvorstandssitzung mit zwei Kämpfer-
typen: Nach erfolgreich überstandener

Chemotherapie nahm der Bundesvorsit-

zende der Senioren-Union, Prof. Dr. Otto
Wulff, erstmals seit Monaten wieder an

einer Bundesvorstandssitzung teil. Im

Mainzer Parkhotel Favorite konnte er da-

bei die CDU-Spitzenkandidatin zur Land-

tagswahl in Rheinland-Pfalz, Julia Klöck-
ner MdB, begrüßen. Sie führte aus, dass

bei Bundestags- und Kommunalwahlen in

Rheinland-Pfalz die CDU immer die

stärkste Partei sei. Daher bestehe die

Hoffnung, nun mit der neuen Mannschaft

auch im Landtagswahlkampf erfolgreich

zu sein. Die Stimmung sei gut. Man müs-

se nur dafür sorgen, dass die Wähler nicht

zu Hause blieben, sondern zur Wahl gin-

gen. Sie sprach deshalb auch verschiede-

ne Schwerpunkte ihrer Politik an.

20 Jahre Senioren-Union Thüringen: Seni-

oren aus allen Kreisverbänden des Frei-

staates trafen sich am 23. 11. 2010 in der

„Katholischen Bildungsstätte St. Martin“

in Erfurt zur Festveranstaltung anlässlich

des 20-jährigen Bestehens ihrer Vereini-

gung. Der langjährige Europaabgeordnete

und jetzige Landesvorsitzende der Thü-

ringer Seniorenvereinigung, Rolf Berend,
konnte neben dem Präsidenten der Euro-

päischen Senioren-Union, Dr. Bernhard
Worms, Vertreter der Landesregierung,

des Landtages und der Landes-CDU be-

grüßen sowie die Vorsitzenden der Verei-

nigungen der Christlich Demokratischen

Union Thüringens.

In seinem Grußwort betonte Dr. Worms,

dass es unter maßgeblicher Mitarbeit der

CDU-Senioren-Union jetzt gelungen sei,

eine positive Rentenentwicklung zu ge-

währleisten. Gleichzeitig gab er bekannt,

dass der Thüringer Landesvorsitzende

Rolf Berend einstimmig in das Exekutiv-

komitee der Europäischen Senioren-Uni-

on (ESU) gewählt worden sei. In seiner

Festansprache unterstrich Berend die

Bedeutung des Thüringer Landesverban-

des der Senioren-Union, der nicht nur als

der mit Abstand mitgliederstärkste der

neuen Bundesländer, sondern auch als im

Durchschnittsalter jüngster in Deutsch-

land mit 72,2 Jahren gilt. Zusammen mit

der Jungen Union seien die Senioren die

zuverlässigsten Wahlkämpfer und die si-

chersten Mehrheitsbeschaffer für Regie-

rungen mit CDU-Beteiligungen auf allen

Ebenen. Glückwünsche für die Thüringer

Senioren-Union und viel Lob gab es sei-

tens der Landesregierung, des Generalse-

kretärs, des Fraktionsvorsitzenden und

der Vereinigungsvorsitzenden.

Erfreulicher Jahresbericht: Ein Jahr nach

Neugründung der Senioren-Union der

CDU Bückeburg konnte ihr Vorsitzender

Friedel Pörtner auf der ersten turnusmä-

ßigen Mitgliederversammlung einen

Notizen3

Die CDU-Vorsitzende Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel begrüßte den Seni-
oren-Union-Vorsitzenden Prof. Dr. Otto
Wulff nach sechsmonatiger Krankheit
auf der Klausurtagung des CDU-Bundes-
vorstandes in Mainz im Januar. Rechts
im Bild KAS-Chef Hans-Gert Pöttering
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Am Stand der Senioren-Union auf dem
23. Bundesparteitag 2010 in Karlsruhe
nahmen der nordrhein-westfälische SU-
Landesvorsitzende Leonhard Kuckart
(links) undAlfons GerlingMdL (rechts),
Landesvorsitzender der Senioren-Union
Hessen, das Neumitglied Dr. Franz Josef
Jung MdB zur Begrüßung in die Mitte

Thüringens Landesvorsitzender Rolf
Berend bei seiner Festansprache in Erfurt
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rundherum erfreulichen Jahresbericht
vorlegen: Die Mitgliederzahl konnte von
17 auf 51 erhöht werden, es wurden zehn
öffentliche Informations- und Diskussi-
onsveranstaltungen angeboten ( u.a. mit
dem ehemaligen Bundesinnenminister
Dr. Rudolf Seiters und den Parlamentari-
schen Staatssekretären Steffen Kampeter
und Dr. Hermann Kues) und zwei interes-
sante Informationsfahrten zumNDR nach
Hamburg und zur Meyer-Werft nach Pa-
penburg durchgeführt.
Außerdem wurden mehrere kommunal-
politische Themenbereiche aufgegriffen
und eine Unterschriftenaktion zur ge-

planten Neuordnung des ärztlichen Be-
reitschaftsdienstes im Raum Bückeburg/
Obernkirchen und Eilsen durchgeführt,
die ein voller politischer Erfolg wurde.

Gutes Jahr für die SU Overath: Auch 2010
war ein gutes Jahr für die Senioren-Uni-
on der CDU Overath, wie ihr Vorsitzender
Rudolf Preuß kürzlich zufrieden feststel-
len konnte. Zu den 16 Terminen kamen
ca. 540 Teilnehmer/innen! Das bedeutet:
Die Overather Senioren finden immer
wieder interessante Themen mit Referen-
ten, die neugierig machen. Die sieben
Frühschoppen beispielsweise beschäftig-
ten sich mit Kriminalprävention, Natur-,
Denkmal- und Verbraucherschutz, der

Energieversorgung und natürlich der Po-
litik, z. B. der Lage im Iran. Sechs Exkur-
sionen deckten ein ebenso weites Feld ab
wie eine Studienreise auf noch nicht aus-
getretenen Pfaden nach Berlin und Bran-
denburg. Zudemwar die SU Overath Gast-

geber einer Bezirksversammlung im Kul-
turbahnhof und hatte einen sehr gut be-
suchten Stand auf einer Seniorenmesse.
Im neuen Ratsausschuss für Generatio-
nen und Demografie wirkt sie ebenfalls
mit. Woran sie z.B. nicht unbeteiligt ist:
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zur Lichterprozession an
Pfingstsonntag: 12. Juni undMariae Himmelfahrt: 15. August
Beginn jeweils 19 Uhr

kostenlosWallfahrtskalender und Newsletter: www.maria-vesperbild.de

DIE Marienwallfahrt Mittelschwabens lädt ein:

SU-Strategiepapier 2011/2012:
Einfluss stärken,
Wertefragen diskutieren
Der Geschäftsführende Bundesvorstand
der Senioren-Union hat auf seiner Sit-
zung in Mainz am 24.01.2011 einstimmig
das Papier „Überlegungen für eine Stra-
tegie 2011/2012“ beschlossen. Der Bun-
desvorstand hat dieses Papier diskutiert,
grundsätzlich gebilligt und wird es auf
der nächsten Sitzung im April final be-
schließen.
Zur Strategie der Senioren-Union gehört
in 2011 die Stärkung ihrer Organisation:
inhaltlich, organisatorisch und perso-
nell. Dabei will sich die Senioren-Union
vorrangigmit Werte-, Organisations- und
Einflussfragen auseinandersetzen.
So soll eine Wertedebatte über Lebensfra-
gen angestoßen werden, die für das
menschliche Leben verbindlich und vor-
bildlich sind. Hierzu gehören Themen wie
Abtreibung, Erziehung, Bildung, Pflege
oder auch die sogenannte Sterbehilfe. Bei
aller Bedeutung der großen wirtschaftli-
chen und sozialen Fragen will die Senio-
ren-Uniondiese Grundfragendesmensch-
lichen Lebens vorrangig diskutieren und
dabei die Erfahrungen und Werte der äl-
teren Generation einbringen.
Der Beginn der Debatte soll am 8./9. Juli
(Einladung folgt) mit einer ersten Konfe-
renz der Senioren-Union-Kreisvorsitzen-
den in Berlin gemacht werden. Die The-
men lauten: „Sterbehilfe“ und „Sind Kin-
der alleine unsere Zukunft?“ Nach diesem
Auftakt sollen die oben angeführten

Lebensfragen
in vielfältigen
Veranstaltun-
gen in Eigenre-
gie der Orts-,
Stadt-, Kreis-
und Landesverbände fortgeführt werden.
Des Weiteren soll in 2011/2012 die poli-
tische Durchschlagskraft der Senioren-
Union gestärkt werden. Hierzu sollen die
Vertreter der Senioren-Union in Eigenre-
gie in Kommunen, Land und Bund mit
allen CDU-Funktions- und Mandatsträ-
gern Gespräche beginnen, um sie für die
Senioren-Union zu gewinnen. Die Senio-
ren-Union wird außerdem auf allen Ebe-
nen einen größeren Anteil ihrer Vertreter
bei der Aufstellung von Kandidaturen
aller Art verlangen. Auch soll eine mo-
derne Mitglieder- und Unterstützerwer-
bung die zunehmende Zahl älterer Men-
schen ansprechen.
Nicht zuletzt wird die Senioren-Union die
CDU in ihren Wahlkämpfen wie bislang
mit aller Kraft unterstützen und dabei
das erfolgreiche Konzept der „Union der
Generationen“ fortsetzen.
Mit ihren drei Aktionsfeldern will die
Senioren-Union 2011 die Werteorientie-
rung der Christlichen Demokraten dis-
kursiv beleben, die eigene politisch-or-
ganisatorische Stärkung sowie die Kam-
pagnenfähigkeit der CDU als Partei revi-
talisieren.

Unser Foto zeigt v.l.n.r. das 49., 50. und
51. SU-Mitglied, Margot Tautz-Blindow,
Ferdinand Wallenhorst und Ute Meier,
flankiert vom örtlichen SU-Vorsitzenden
Friedel Pörtner
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Wenn der Bahnhof barrierefrei erneuert

wird, geschieht das über Rampen und

nicht über einen Aufzug, der doch zu oft

kaputt gewesen wäre, wofür es genug ab-

schreckende Beispiele gibt.

Scheckübergabe: Die Mitglieder der CDU-
Senioren-Union Aschendorf-Hümmling
veranstalten alljährlich anlässlich der Ad-

ventsfeier, an der 170 Mitglieder teilnah-

men, eine Sammelaktion für gemeinnützi-

ge Projekte. Vor zwei Jahren ging die Spen-

de nach Uganda in eine Missionsstation,

im vergangenen Jahr wurde der Betrag für

den Wiederaufbau der Josefs-Kirche im

ehemaligen Windthorst in Bosnien zur

Verfügung gestellt. In diesem Jahr ergab

die Spendenaktion einen Betrag von 800

Euro, der für den Aufbau der Tafel in Sögel

und für die Ausgabestelle der Tafel in

Aschendorf zur Verfügung gestellt wurde.

Besuch im Lagezentrum: Die Senioren-

Union der CDU Kamp-Lintfort besuchte

das „Nationale Lage-Führungszentrum

Sicherheit im Luftraum“ in Uedem. Die

Einrichtung wird von der NATO, der Bun-

deswehr und der Polizei unterhalten und

ist für Nord- und Westeuropa zuständig.

Oberstleutnant Urban informierte über

Einsätze im militärischen, terroristischen

und zivilen Bereich. Von der weitreichen-

den Zuständigkeit, der Bedeutung, von

der Größe der Anlage und der Technik

waren alle überrascht und beeindruckt.

Neuer Vorstand: Die Leipziger CDU-Seni-
oren wählten am 25.10.2010 turnusge-

mäß einen neuen Vorstand. Als Kreisvor-

sitzender wurde einstimmig Stadtrat

Konrad Riedel wiedergewählt, als Stell-

vertreter stehen ihm Anita Placht und Dr.
Johannes Hähle zur

Seite. Beisitzer sind

Elke Mehner und die

Herren Kahlin, Dr.
Jeroch und Dreikopf
sowie Schatzmeister

Frau Brock und

Schriftführer Herr
Hiersemann. Zu den

ersten Gratulanten

gehörte Leipzigs CDU-

Chef Hermann Wink-
ler MdEP, der in sei-

nem Grußwort das

hohe und wichtige

Engagement der Leip-

ziger Seniorenvereini-

gung würdigte. Riedel versprach seinen

Mitgliedern, frei nach der Losung der

Senioren-Union, „hellwach“ am polti-

schen Leben teilzunehmen und die Inte-

ressen einer generationsübergreifenden

Politik auf allen Ebenen zu vertreten,

denn es sei wichtig, keine Generationen-

konflikte herbeizureden, sondern ge-

meinsam zu handeln wie in einer guten

Familie.

Kreisvorsitzender wiedergewählt: Bei der

Mitgliederversammlung der Senioren-Uni-
on Ostalbkreis im Sommer 2010 wurde der

Kreisvorsitzende Rolf Rapp für weitere drei

Jahrewiedergewählt. Stellvertreter bleiben

Peter Kuhne und Hermann Schaupp,
Schatzmeister Johann Hoffer, Schriftfüh-

V.l.n.r.: Friedel Jansen, Anne Philipps,
Geschäftsführer Norbert Schmidt, 1. Vor-
sitzender Uli Nehe, Kreisgeschäftsführer
der CDU-Senioren Aschendorf-Hümmling,
Robert Segna, Josef Hiller, Angela Kosse
und Siegrid Geers Foto: mm

Die Besuchergruppe der SU Kamp-Lint-
fort vor dem Lagezentrum

Besuch auf Norderney: Alljährlich besuchen die Senioren der Senioren-Union Hat-
ten eine der sieben ostfriesischen Inseln an der Nordseeküste. Norderney war nun
die fünfte Insel, die weiteren Inseln Juist und Borkum werden folgen. Über 40
Teilnehmer haben an der Fahrt teilgenommen, eine ausführliche Inselrundfahrt
unternommen und nach einem gemeinsamen Mittagessen ein paar Stunden in der
Stadt und am Strand bei herrlichem Wetter verbracht

Der neue Vorstand der Senioren-Union Leipzig
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rerin EdithMundt.Als Beisitzer wurdenDr.
Dieter Bolten, Gretel Lenz, Kurt Leinmül-
ler, Alfred Leist, Franz SchenkundVinzenz
Schultes gewählt. Der Kreisverband ist der
größte in Baden-Württemberg und hat
z.Zt. 385 Mitglieder (407 im letzten Jahr).
Auf vielen Veranstaltungen war der Kreis-
verband gut vertreten, ebenso in zahlrei-
chen Gremien auf Landes-, Bezirks- und
Kreisebene. Als besondere Höhepunkte
sind der jährliche Seniorentag in Neres-
heim und die Jahresausflüge anzusehen.
Die Mitgliederversammlung stand unter

dem Motto. „Beständigkeit – mitten im
Wandel“. Nachdem MdB Roderich Kiese-
wetterdieWahlen inprofessionellerManier
geleitet hatte, informierte er die Versamm-
lungsteilnehmer über das neueste politi-
sche Geschehen in der Bundespolitik.

Saison-Abschluss: Goslar, Hahnenklee,
Quedlinburg, Wernigerode und die Auto-
stadt Wolfsburg waren die Stationen einer
3-tägigen Jahresabschlussreise derKreis-
Senioren-Union, die erstmalig für alle 15
Ortsverbände im Kreis Stormarn angebo-
ten wurde. Von vier Standorten im Kreis

starteten vier Top-Reisebusse und nah-
men die Teilnehmer auf. Erster Stopp war
die über tausendjährige Kaiserstadt Gos-
lar. Sieben Stadtführer für 160 Mitfahrer
warteten bereits zu einer ausführlichen
Stadtführung und Besichtigung der Kai-
serpfalz. Am Folgetag, nach der Über-
nachtung in einem sehr schönen Hotel in
Hahnenklee, erfolgte eine ganztägige
Harzrundfahrt. Am Rückreisetag besuch-
ten die Stormarner noch die Autostadt
Wolfsburg, bevor es dann wieder gen Nor-
den ging. Hubert Priemel, Kreisvorsit-
zender der Senioren-Union, der diese
Saison-Abschlussreise auf den Weg ge-
bracht hatte, war sehr angetan von dieser
Premiere. „Über das Jahr 2010 haben un-
sere Ortsverbände erneut sehr viel auf

den Weg gebracht. Die Teilnehmerzahlen
an Veranstaltungen und Ausfahrten über-
stiegen erneut die 10.000er Grenze. Diese
erfolgreich gestartete gemeinsame Aus-
fahrt wird mit neuem Ziel auch im Jahr
2011 angeboten.“

Schatzmeisterin feiert 80. Geburtstag: Seit
einem guten Jahrzehnt führt sie die Fi-
nanzen der Senioren-Union Leipzig in
vorbildlicher Weise und wurde im vergan-
genen Jahr für zwei weitere Jahre wieder-
gewählt: Angelika Brock. Am 13.1.2011
wurde sie 80 Jahre jung. Zu den ersten

Bad Pyrmont –
schönster

Kurpark Deutschlands

Am Kurpark/Kurmittelhaus,
Zi. DU/WC, TV, Radio etc.,

Relaxgarten, Lift, Wellnessbereich,
Golfplätze in der näheren Umgebung.

Haus Ritter
Altenaustraße 8 · 31812 Bad Pyrmont

www.haus-ritter.de

Tel. 05281-60560, Fax 605640

1 Woche HP
ab # 340,-
p.P. im DZ

Interessierte Zuhörer beim Vortrag von
CDU-MdB Roderich Kiesewetter

Initiativen: Etiketten-Problem im NDR

Insbesondere Senioren haben oft
Schwierigkeiten, das Kleingedruck-
te auf Verpackungen zu lesen. Des-
halb starteten die Verbraucherzen-
tralen und die Bundesarbeitsge-
meinschaft der Senioren-Organisa-
tionen (BAGSO) im letzten Jahr die
Aktion „Lesbare Etiketten“ (vgl.
Souverän 3-2010, S. 19). Auch die
Hamburger Senioren-Union brachte
sich unter Führung ihrer Landesvor-

sitzenden Hermine Hecker beherzt in die
Aktion ein. Der Erfolg: Der Norddeutsche
Rundfunk berichtete am 7. Februar in sei-
nem Abendprogramm innerhalb der Sen-
dung „Markt“ ausführlich über die Kritik
der Senioren. Nachzulesen auch bei www.
ndr.de/fernsehen/sendungen/markt

Hamburgs SU-
Vorsitzende
Hermine Hecker
kritisierte im NDR-
TV die mangel-
hafte Lesbarkeit
von Etiketten.

Die Stormarner Gruppe vor dem Eingang zur Autostadt Wolfsburg
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Gratulanten zählten die Vorstandskolle-
gen Hubert Hiersenmann, Anita Placht,
Karl Placht und der Vorsitzende Konrad
Riedel. Riedel sprach ihr die Glückwün-
sche der SU-Mitglieder aus und brachte
Dank und Anerkennung für die geleistete

Arbeit zum Ausdruck.

Ehrung für Pfarrer Sammet: Zwei Tage nach
seinem 70. Geburtstag wurde der Ilmen-
auer Pfarrer i. R. Gerhard Sammet mit der
Konrad-Adenauer-Medaille für seine her-
ausragenden Verdienste in der CDU-Seni-
oren-Union des Ilm-Kreises ausgezeich-
net. Überreicht wurde die Auszeichnung
durch den Landesvorsitzenden der Senio-
ren-Union Thüringen,Rolf Berend, anläss-
lich der Festveranstaltung zum 20-jähri-
genBestehen der Vereinigung in Erfurt. In
der Laudatio würdigte Berend sowohl die
Verdienste von Pfarrer Sammet immitglie-
derstärksten Kreisverband innerhalb des
Landesverbandes als auch die Unterstüt-
zung, die der Geehrte zu DDR-Zeiten Geg-
nern und politisch Verfolgten des SED-
Regimes gewährte.

Kreissenioren in Österreich: Die Senioren-
Union Kreis Groß-Gerau fuhr im Septem-
ber für eine Woche an den Wolfgangsee in
Österreich. Vier Tagestouren waren durch
Vorstandsmitglied Hubert Sauer einge-
plant, die u.a. auf die Spuren der Hall-
stattzeit als auch der k.u.k.-Monarchie
führten. Salzburg, Berchtesgaden, Ober-
salzberg und Königssee standen ebenso
auf dem Programm.

Formidable Vorstellung: Der Vorsitzende
der Jungen Union und außenpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on, Philipp Mißfelder, stellte auf dem 23.
Bundesparteitag der CDU in Karlsruhe den
damals noch erkrankten Bundesvorsitzen-
den der Senioren-Union, Prof. Dr. Otto
Wulff, als Kandidaten für den 29-köpfigen
Bundesvorstand der CDUmit großer Über-
zeugungskraft vor. Ein weiteres Beispiel
dafür, dass die Union der Generationen
funktioniert. Der Parteitag folgte dem
Werben Mißfelders, der auch auf Vor-
schlag der SUMitglied des CDU-Präsidiums

ist, und wählte den Chef der Senioren-
Union erneut mit überzeugender Stim-
menzahl an 12. Stelle in den CDU-Bundes-
vorstand. Beide werden dort gemeinsam
weiterhin sicherlich auch die Anliegen
beider Generationen offensiv vertreten.

Zu Gast im Mehrgenerationenhaus: Der Ein-
ladung des 1. Beigeordneten der Stadt Bad
Dürkheim, TheoHoffmann, zu einem Infor-
mationsbesuch in das Mehrgenerationen-
haus (MGH) sind die Mitglieder der Senio-
ren-Union Kreis Bad Dürkheim unter der
Führung des Vorsitzenden Hubert Wolf
gerneundzahlreichgefolgt.DieErwartung,
zu erfahren, was sich hinter einem MGH
verbirgt, war groß. Die Gruppe interessier-

ter Zuhörer konnte sich davonüberzeugen,
dass es sich um einen Ort der Begegnung
für Menschen aller Generationen und aller
Kulturkreisehandelt. Innerhalbdes Städte-
bauprogramms„Soziale Stadt“hatdieStadt
Bad Dürkheim zusammen mit der evange-
lischen Kirche das Mehr-Generationen-
Haus unter dem Motto „Gemeinsam die
Zukunft gestalten“ gegründet. Die Begeg-
nungsmöglichkeiten für Jung und Alt sind
bereits zahlreich fest installiert, werden
aber auch ständig erweitert. In den Statu-
ten der Senioren-Union ist u.a. festge-
schrieben, dass es ein besonderes Anliegen
der Mitglieder ist, das gegenseitige Ver-
ständnis der Generationen zu fördern. Es
darf davon ausgegangen werden, dass die
Teilnehmer an der Informationsveranstal-
tung von dem guten Zweck des Projektes
überzeugt und ummanche Idee bereichert
in ihre Heimatorte zurückgekehrt sind.

Fahrt durchs Dreiländereck:Mit 46 Mitglie-
dern unternahm die Senioren-Union der
Wolfsburger CDU mit ihrem Vorsitzenden
Günter Odenbreit und der Vizevorsitzen-
den Erika Koegel eine sechstägige Reise
nach Bautzen in die Oberlausitz, Görlitz,
Zittau und Niederschlesien. Auf der Hin-
fahrt wurde in Lichterfeld im südbran-
denburgischen Landkreis Elbe-Elster im

Leipzigs SU-Vorsitzender Konrad Riedel
gratuliert Angelika Brock

Gerhard Sammet bei seiner Dankesrede
in Erfurt

Zu Gast imMehr-Generationen-Haus Bad
Dürkheim

Mitglieder der Wolfsburger Reisegruppe
an der Neiße

Die SU ist Philipp Mißfelder dankbar für
die gelungene Vorstellung von OttoWulff
auf dem 23. CDU-Bundesparteitag
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Besucherbergwerk die Abraumförderbrü-
cke F60, die größte bewegliche techni-
sche Arbeitsmaschine der Welt, besich-
tigt. Am zweiten Tag stand Bautzen auf
dem Programm, der dritte Tag führte in
das Oberlausitzer Bergland nach Herrn-
hut, wo verschiedene Einrichtungen der
Brüderunität besichtigt wurden als auch
die Schauwerkstatt, in der die weltbe-
rühmten Herrnhuter Advents- und Weih-
nachtssterne hergestellt werden. Es folg-

ten eine Panoramafahrt durch das Rie-
sengebirge und ein Besuch von Görlitz
und der nördlichen Lausitz.

Besuch im Erzgebirge: 46 Pulheimer CDU-
Senioren verlebten mit ihrem Reiseleiter
Ratsherr Siegbert Renner sechs erlebnis-
reiche Tage imErzgebirge. Von Schwarzen-
berg aus wurden Tagestouren unternom-
menunddabei der historische Freischmie-
dehammer in Frohnau, die St. Annen-Kir-

che in Annaberg-Buch-
holz und die Spielzeug-
stadt Seiffen mit der
weltbekannten achtecki-
gen Rundkirche besucht.
Ein weiteres Ziel war die
Silberbergbaustadt Frei-
berg mit dem berühmten
Freiberger Dom und den
zwei Silbermann-Orgeln.
Einen ganzen Tag ver-
brachte die Gruppe in der
sächsischen Hauptstadt
Dresden, weitere Tages-
ziele waren Oberwie-
senthal sowie Karlsbad in
der tschechischen Repu-
blik (Karlova Vary).

Auf kaum ausgetretenen Pfaden: Eine von
ihrem Vorsitzenden Rudolf Preuß vorbe-
reitete und geleitete sechstägige Studien-
reise führte einenBus voll vonMitgliedern
und Freunden der Senioren-Union der
CDU Overath nach Berlin und Branden-
burg. Themenschwerpunkte waren die
Kolonisierung der Mark Brandenburg
durch die Kaiser und das Geschlecht der
Askanier; abgelegene Königsschlösser wie
Rheinsberg und Köpenick – wunderschön
restauriert –, das gewaltige Schiffshebe-
werk Niederfinowund dieHauptstadt Ber-
lin. Inbegriffen natürlich ein Besuch beim
WahlkreisabgeordnetenWolfgangBosbach
mit Besichtigung des Reichstags und der
phantastischen Kuppel.

Die Reisegruppe vor der Semper-Oper in Dresden

Bitte sprechen Sie die
Menschen, die vor Ort zu
Ihren Veranstaltungen oder Reisen kom-
men und noch nicht bei uns Mitglied sind,
auf ihre Kontaktdaten an. Erklären Sie
dabei den Interessenten, dass Sie sie
gerne auch zu weiteren Veranstaltungen
Ihrer Gliederungen einladen möchten und
deshalb ihre Daten benötigen. Über einen
durch Sie auf Ihren Veranstaltungen und
Reisen verteilten Kontaktbogen soll Ihr
potentieller neuer Senioren-Union-Unter-
stützer datenschutzsicher bestätigen,
dass er von seiner Senioren-Union auf
Orts-, Stadt-, Gemeinde-, Kreis-, Bezirks-
oder Landesebene weiterhin über Ihre Ver-
anstaltungen, Reisen etc. informiert wer-
den möchte.

Damit bauen Sie als SU vor Ort neben Ih-
remMitgliederbestand auch einen Anhän-
ger- und Unterstützerbestand auf – aus
dem mittelfristig auch SU-Mitglieder wer-
den können. Viele Gliederungen der Ver-
einigung gehen bereits sehr erfolgreich
nach dem Unterstützer-Prinzip vor. Eine
Idee, die nicht viel Mühe kostet, jedoch
hoch effizient ist und Zukunft hat.

Neben neuen

Senioren-Union-

Mitgliedern auch

neue Senioren-

Union-Unterstützer

vor Ort gewinnen

Die geschäftsführenden Landesvorstände der Senioren-Union Rheinland-Pfalz
und Hessen trafen sich zu einer gemeinsamen Vorstandssitzung in Mainz.
Aufgrund der räumlichen Nähe der beiden Landeshauptstädte Mainz und
Wiesbaden vereinbarten die beiden Vorstände, sich künftig regelmäßig im
Wechsel rechts und links des Rheins zu treffen. Auch gemeinsame, die
Landesgrenze überschreitende Veranstaltungen sind angedacht. Bei ihrem
nächsten Treffen hoffen beide Vorstände, neben Hessen auch in Rheinland-Pfalz
eine unionsgeführte Landesregierung vorzufinden. Insofern unterstützt auch die
Senioren-Union Hessen die Spitzenkandidatur von Julia Klöckner für das Amt der
Ministerpräsidentin in Rheinland-Pfalz
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Maßstab all
u n s e r e r
Überlegun-

gen und Projekte ist
die Durchsetzung der
Menschenrechte in
allen Ländern“, be-
merkte Dr. Worms in
seinem Impulsrefe-
rat. Die Schaffung
und Verteidigung de-
mokratischer Struk-
turen verlange unse-
re besondere Auf-
merksamkeit, beton-

den einge-

Das neu gewählte Präsidium hielt kürzlich in Königswinter
unter dem Vorsitz von Präsident Dr. Bernhard Worms
Rückblick auf die Geschichte der ESU, nahm eine Bewertung
ihres politischen Wirkens vor und traf Entscheidungen im
strukturellen und personellen Bereich.

ESU-Präsidiumssitzung:

EUROPÄISCHE SENIOREN UNION (ESU)

Mit Prof. Dr. Nicolas Estgen (L) – auf
dem Bild mit ESU-Präsident Dr. Worms
– wurde auf dem VII. Kongress der ESU
in Bad Honnef ein Mitbegründer der ESU
zu deren Ehrenpräsident ernannt. Die
gleiche Ehrungwurde Elisabeth Dispaux-
Cornil (B) zuteil. Estgen, Vorsitzender
der CSV-Senioren, war seit 1995 Vizeprä-
sident der ESU und zeitweilig auch Vize-
präsident des Europäischen Parlaments
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"Niemand darf wegen seiner Behinderung

benachteiligt werden" – so steht es im Art.

3 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes. Ende

2009 lebten 7,1 Millionen schwerbehin-

derte Menschen in Deutschland, 2,7 %

mehr als Ende 2007. Insbesondere gibt es

laut Statistischem Bundesamt immer

mehr ältere Menschen mit Behinderun-

gen. Von allen Menschen mit Behinderun-

gen sind nur 4 bis 5 Prozent in Deutsch-

land von Geburt an behindert. Die aller-

meisten Behinderungen werden erst im

Laufe des Lebens erworben, besonders

durch Krankheit. Behinderungen treten

verstärkt mit zunehmenden Alter auf: So

sind deutlich mehr als ein Viertel (29%)

der schwerbehinderten Menschen 75 Jah-

re und älter; knapp die Hälfte (46%) sind

zwischen 55 und 75 Jahren alt.

Jeden kann es im Laufe seines Lebens

treffen. Politik für Menschen mit Behin-

derungen ist also kein Randthema. Sie

muss mitten in der Gesellschaft verankert

sein. Nächstenliebe ist gefragt.

Die Umsetzung

der Behinderten-

rechtskonvention

der Vereinten Na-

tionen ist ein we-

sentlicher Schritt

dazu. Sie wurde

von Deutschland

als einem der ers-

ten Staaten im

Jahr 2007 unter-

schrieben und ist

seit März 2009 in

Kraft getreten.

Das Anliegen der

B e h i n d e r t e n -

rechtskonvention

ist die Inklusion

von Menschen

mit Behinderun-

gen in allen Le-

bensbereichen.

Inklusion bedeu-

tet dabei: Einbe-

ziehung, Dazuge-

hörigkeit, Dabei-

sein. In der Poli-

tik für Menschen

mit Behinderungen hat es in den letzten

Jahren einen Wandel gegeben: von Bevor-

mundung und Fürsorge hin zur selbstbe-

stimmten Teilhabe. Daran wollen wir wei-

ter arbeiten.

Die Konvention will Menschen mit Behin-

derungen einen gleichwertigen Zugang

zu allen Chancen auf eine umfassend

selbstbestimmte Lebensgestaltung ver-

schaffen. Konkret geht es deshalb in der

Konvention z. B. um das Recht auf den

gleichberechtigten Zugang zu Bildung,

auf lebenslanges Lernen, auf Beschäfti-

gung oder um das Recht auf unabhängige

Lebensführung und Einbeziehung in die

Gesellschaft.

Hier setzen wir an. Damit sprengt die Kon-

vention die Grenze einer „reinen“ Behin-

dertenpolitik. Es geht um grundsätzliche

Menschenrechte, die in jedem Politikfeld

zu berücksichtigen sind. Deshalb sieht der

Koalitionsvertrag vor, die Konvention mit

einem eigenen Nationalen Aktionsplan

umzusetzen. Er wird im Bundesministeri-

um für Arbeit und Soziales entwickelt und

koordiniert.

Entsprechend dem Inklusionsgedanken

der Konvention wurden frühzeitig alle re-

levanten Akteure einbezogen: Arbeitge-

berverbände, Gewerkschaften, Wohl-

fahrtsverbände, Reha-Träger, Kirchen.

So werden Handlungsfelder des Aktions-

planes entwickelt, die sich an den Lebens-

welten von Menschen orientieren, z.B.

Familie, Arbeit, Mobilität, Alter, gesell-

schaftliche und politische Teilhabe. Nach-

dem im Sommer dieses Jahres ein Visio-

nenkongress zur Entwicklung von Leitge-

danken und Zielen des Aktionsplanes im

BMAS stattgefunden hat, geht es jetzt um

die Entwicklung von Maßnahmen zur Um-

setzung der Konvention.

Die endgültige Umsetzung der Konvention

ist sicher nicht kurzfristig realisierbar, da

eine gesetzliche Regelung allein nicht ge-

nügt. Vielmehr geht es um einen Bewusst-

seinswandel jedes Einzelnen – als Arbeit-

geber, Kollege, Nachbar, Kunde. w

Rechte von Menschen mit Behinderungen:

Teilnehmen
und teilhaben
Hans-Joachim Fuchtel MdB, Parlamentarischer Staatsse-
kretär bei der Bundesministerin für Arbeit und Soziales,
berichtet über den Aktionsplan der Bundesregierung zur
Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen.

„EIN LEBEN WIE
EIN LIED MIT IMMER
NEUEN STROPHEN“
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6
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Hans-Joachim Fuchtel MdB

www.fuchtel.de



Älteren Bürgern – egal ob körperlich und
geistig fit oder gesundheitlich einge-
schränkt – aktive Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben zu ermöglichen, das ist im
sauerländischen Arnsberg rund ums Jahr
Programm. Dafür sorgt v.a. die Zukunfts-
agentur der 80.000-Einwohner-Stadt, eine
Stabsstelle direkt beim Bürgermeister, die
eine Vielzahl von Projekten initiiert, koor-
diniert und steuert. So hat die Stadt ein
Seniorenkino ins Leben gerufen und schult
spezielle Seniorentrainer, die ihre Erfah-
rungen und Fähigkeiten im Ruhestand an
Altersgenossen weitergeben. Als in Arns-
berg vor Weihnachten Schneechaos
herrschte, holten die jungen Leute eines
Jugendtreffs die Bewohner des 300 Meter
entfernt liegenden Caritas-Altenheims täg-
lich per Rollstuhlkarawane zu den Proben
für eine gemeinsame Zirkusgala. Die vielen
gutenBeispiele undKonzepte, damit ältere
Menschen mitten im Leben bleiben, haben
der Stadt kürzlich den Titel „senioren-
freundlichste Stadt“ eingetragen, vergeben
von der Stiftung Lebendige Stadt.

Vier-Generationen-Dorf

„EinPräsentkorbzumrundenGeburtstagab
75 Jahren und Seniorenveranstaltungen
allein werden in Zukunft nicht ausreichen,
umeinenWohnort fürMenschen inder letz-
ten Lebensphase interessant zu machen“,
sagt Bürgermeister Torsten Harms, der in
dem Vier-Generationen-Dorf Wathlingen,
www.wathlingen.de, gemeinsam mit allen
im Rat vertretenen Fraktionen einen neuen
Weg geht. Mitmachen, mitgestalten und -
wenn es erforderlich ist - Hilfe bekommen:
Der Generationenpark Wathlingen, für den
derersteSpatenstich imJuli 2010stattfand,
wird das neue demographische und kultu-
relle Zentrum der gut 30.000 Einwohner
zählendenRegion imSüdendesLandkreises
Celle (Niedersachsen). Idee des Jugend-,
Sport- und Generationenparks ist es, die
aktivenSeniorengenausoanzusprechenwie
die Kinder, die Jugend und das Mittelalter.

Die Europäische Union unterstützt dieses
demographische Projekt mit einem Zu-
schuss aus Städtebauförderungsmitteln in
Höhe von zwei Millionen Euro, bei einer
gemeindlichen Investitionssummevondrei
Millionen Euro. Davon will die Gemeinde
kulturelle Einrichtungen schaffen, die allen
Generationen nützen. Neben einemDorfki-
no und einem neuen Jugendtreff sollen
eine neue Bibliothek und ein Café entste-
hen. Der Landkreis beteiligt sich mit dem
BaueinerMensa (mit einerMillionEuro) für
das nahe gelegene Schulzentrum, die auch
den älteren Bürgerinnen und Bürgern für
die Mittagsmahlzeit zur Verfügung steht.
Die Stiftung Linerhaus beteiligt sich mit
einer Jugendhilfeeinrichtung.
Auf dem rund 60.000 m2 großen Grund-
stück sollendarüberhinausWohnungen für
Ein- bis Zwei-Personenhaushalte errichtet
werden. In einer ersten Projektidee stellen
sich hier die Planer 77 Bungalows in einem

Wohnpark im wahrsten Sinne des Wortes
vor. Für die Seniorinnen und Senioren soll
eineTagespflegeeinrichtungundeinambu-
lanter Pflegedienst für die notwendige Si-
cherheit sorgen.
„Wir wollen mit dem Projekt das Image der
GemeindeWathlingennachhaltigaufwerten
und dabei nicht nur isoliert etwas für die
Seniorinnen und Senioren tun“, erläutert
Harms. „Unser Ansatz bezieht alle Men-
schen ein und dies schon bei der Planung.
Die Gruppen sollen sich in dem Planungs-
prozess einbringen, damit es ihr Zentrum
wird, aber auch damit es über die Region
hinaus bekannt wird. „Insbesondere die
„aktiven Alten“ sollen an Schulunter-
richtsprojekten teilhaben: „Was in einer
Universitätsstadt üblich ist, das Senioren-
studium, sollte an einem Schulstandort wie
WathlingenmitHaupt-undRealschuledoch
erst recht möglich sein, Ganztagsunterricht
bekommt so eine ganz neue Facette.“
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Ein ganz schlechter Service, was die Deut-
sche Bahn da im Reisecenter des Haupt-
bahnhofs Worms veranstaltete. Von einem
TagzumanderenwarendieSitzgelegenhei-
ten abgebaut und auf Nachfrage tat das
Personal kund, man sei doch kein Warte-
saal. Die Senioren-UnionWormsprotestier-
te bei Bahn und Stadt und bekam schließ-
lich aus dem Büro des Oberbürgermeisters
dieNachricht, dass der alte Zustandwieder
hergestellt werde. Souverän sagt: „Na also,
geht doch.“ Und Erika Giebel, Vorsitzende
der SU Worms, kommentiert: „Da müsste
bundesweit nachgehakt werden, bei mei-
ner letzten Berlin-Reise gab es dort im
Info-Center der Bahn auch keine Sitzgele-
genheiten.“ Die Seniorin kämpft zudem
dafür, dass auch in großen Supermärkten
Plätze zum Verschnaufen für ältereMitbür-
ger angeboten werden.

Kennen Sie auch solche Ärgernisse? Oft
sind es gedankenlose Kleinigkeiten, die
älteren Mitbürgern das Leben schwerer
machen. Schreiben Sie uns. Auch positi-
ve Beispiele sind selbstverständlich
willkommen.
Die Anschrift: Redaktion Souverän, Bun-
desgeschäftsstelle der Senioren-Union,
Konrad-Adenauer-Haus, Klingelhöfer-
straße 8, 10785 Berlin

Was Senioren freut:

Mitten im Leben
Warum Arnsberg als seniorenfreundlichste Stadt in NRW ausgezeichnet wurde

Was Senioren besser machen würden:

Mehr Platz zum Sitzen
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KULTUR UND UNTERHALTUNG

Der Jahrhundert Papst

Papst Johannes Paul II. ist ein Seliger der
Kirche, auf den sich die Hoffnungen der

Menschen heu-
te richten.
Denn sein Ver-
mächtnis ist
nicht abgetan.
A l e x a n d e r
Kissler erin-
nert in seinem
einfühlsamen
Essay an die-
sen großen
Mann und
seine wich-
tigsten religi-
ösen wie
weltpolit i-
schen Initia-

tiven. Für alle, die ihn erleben durften,
bleiben seine intensive Hinwendung zur

Jugend, die tiefe Wert-
schätzung der Juden, die
Offenheit im Umgang mit
den anderen Religionen
und Bekenntnissen, vor
allem aber die mutige Ge-
lassenheit im Verkünden
der christlichen Wahrheit
weiterhin fruchtbar. Ein
Buch der Erinnerung und
Vergegenwärtigung.
Alexander Kissler:
Der Jahrhundert Papst –
Seliger Johannes Paul II.,
Verlag Pattloch-Verlag,
München 2011; 96 Seiten, ISBN 978-3-
629-02304-9; 10,- Euro (Erscheinungs-
termin: 4.4.2011)

Die sieben Säulen des Glücks
In der Flut der Glücksbücher gibt es einen
Klassiker, der seit 1.500 Jahren Weisheiten

bereithält, die das
Meiste dessen in den
Schatten stellen, was
heute geraten wird:
die Regel des Bene-
dikt. Wenn wir sie mit
der Weisheit der alten
Tugenden verbinden,
lernen wir Überra-
schendes: für unsere
aktuelle Situation,
für unser eigenes Le-
ben. Abtprimas Not-
ker Wolf erzählt von

seinen Erfahrungen mit
den Tugenden Tapferkeit, Gerechtigkeit,
Klugheit, Maß, Glaube, Liebe, Hoffnung.
Sie sind tragfähige Säulen des Glücks.
Notker Wolf: Die sieben Säulen des
Glücks – Tugenden zum Leben (Hrsg.:
Rudolf Walter), Verlag Herder, Freiburg
2011, 200 Seiten, ISBN 978-3-451-
30369-2, 16,95 Euro
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Deutsche Kriegsgräberfürsorge auch
in den Staaten Ost- und Südosteuro-

pas arbeiten und den deutschen Gefallenen
würdige Ruhestätten schaffen, die zu Stät-
ten der Begegnung werden, beispielsweise
fürJugendliche,diegemeinsamGräberpfle-
gen. Etwa 700.000 Soldaten des Zweiten
Weltkrieges haben seine Mitarbeiter in die-
ser Zeit geborgen und auf neuen Friedhöfen
bestattet. In den meisten Staaten nähert
sichdieBautätigkeitdesVolksbundes ihrem
Abschluss. So auch in Russland, wo nahe
Smolensk 2010der letzte zentrale Soldaten-
friedhof begonnen wurde.

Anders in Belarus (Weissrussland), wo auf
deutscher Seite etwa150.000Gefalleneund
bis zu 40.000 gestorbene Kriegsgefangene
zu beklagen waren. Die seit Jahren ange-
spannten Beziehungen zur EU und die in-
nenpolitische Lage erschweren dem Volks-
bund die Arbeit. Hinzu kommt, dass die
Menschen in diesem Land wie wohl in kei-
nemanderenunter demKriegundder deut-
schen Besatzung gelitten haben. Belarus
war Schauplatz heftiger Kämpfe, ein
SchwerpunktdesPartisanenkriegesundder
Judenverfolgung. Etwa ein Viertel der Be-
völkerung kam während des Zweiten Welt-
krieges ums Leben, und die Erinnerung
daran ist noch sehr lebendig.
Trotz fehlenden Kriegsgräberabkommens
hat der Volksbund in den zurückliegenden
beiden Jahrzehnten etliche Friedhöfe her-
richten können: über dreißig Anlagen des
Ersten Weltkrieges, drei Kriegsgefangenen-
und zwei kleinere Wehrmachtsfriedhöfe.
SeitderVolksbundmiteinemaufUmbettun-
gen spezialisierten weißrussischen Batail-
lon zusammenarbeitet, ist auch die Zahl der
geborgenen deutschen Gefallenen gestie-
gen. Von besonderer Bedeutung sind die

beiden Sammelfriedhöfe in Berjosa nahe
Brest, also ganz imWesten des Landes, und
SchatkowobeiBobruisk imSüdosten.Beide
Standorte bieten Raum für jeweils bis zu
40.000 Gräber. Die Kriegsgräberstätte in
Berjosa wurde bereits 2005 eingeweiht.
Heute ruhen dort etwa 3.700 deutsche Ge-
fallene. InSchatkowosindesbereits14.700.
Die Einweihungdes Friedhofes ist für den2.
Juli 2011 geplant. Fritz Kirchmeier

Weitere Informationen unter
www.volksbund.de/graebersuche/
content_suche.asp

Volksbund Kriegsgräberfürsorge:

Es bleibt noch viel zu tun
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INITIATIVEN

ZuGastbei IhrerSenioren-Union?
Nicht nur rund um den Volkstrauertag
im November gibt es Anlass, Themen
undAnliegen des Volksbundes zu disku-
tieren. Die Orts- undKreisvereinigungen
der Senioren-Union haben jederzeit die
Möglichkeit, Referenten des Volksbun-
des vor Ort einzuladen. Als Vermittler
fungiert in der Kasseler Volksbund-Zen-
trale Thomas Rey, Abteilungsleiter Ge-
denkkultur und Bildungsarbeit.
Kontakt: (0561) 7009-131, Fax: -270,
E-Mail: thomas.rey@volksbund.de

Diese Toten hat der Volksbund 2008 in
Schatkowo beigesetzt.








